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A. Bekanntmachungen der Gemeinden 

 

 

Bekanntmachung 
Inkrafttreten des Bebauungsplanes Nr. A 12 der Stadt Wiesmoor (Fehnkaserne) 

 
Der Rat der Stadt Wiesmoor hat in seiner öffentlichen Sitzung am 11.06.2014 den Bebauungsplan  

Nr. A 12 gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) als Satzung beschlossen. 

 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist aus dem nachstehenden Übersichtsplan ersichtlich: 
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Der Bebauungsplan tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft (vgl. § 10 Abs. 3 BauGB). 

 

Der Bebauungsplan kann einschließlich seiner Begründung und Umweltbericht sowie der zusammen-

fassenden Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB gern. § 10 Abs. 3 BauGB bei der Stadt Wiesmoor, 

Hauptstr. 193, 26639 Wiesmoor, während der üblichen Dienststunden eingesehen werden. Jeder-

mann kann den Bebauungsplan einsehen und über seinen Inhalt Auskunft verlangen. 
 

Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die Fälligkeit etwaiger Entschädi-

gungsansprüche im Falle der in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile, deren 

Leistung schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantragen ist, und des § 44 Abs. 4 BauGB 

über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen, wenn der Antrag nicht innerhalb der Frist von 

drei Jahren gestellt ist, wird hingewiesen. 

 

Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 und Abs. 2 BauGB bezeichneten Verfahrens- und 

Formvorschriften sowie Mängel des Abwägungsvorgangs nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB sind gemäß 

§ 215 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 BauGB unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Be-
kanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Wiesmoor unter Darlegung des die Verletzung be-

gründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 

 

Der Antrag gemäß § 47 Verwaltungsgerichtsordnung ist unzulässig, wenn die den Antrag stellende 

Person oder Behörde und Träger sonstiger Belange nur Einwendungen geltend macht, die sie im 

Rahmen der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB nicht oder verspätet 

geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 

 

Wiesmoor, 24.11.2014 

 
Stadt Wiesmoor 
 
Der Bürgermeister 

Völler 
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Bekanntmachung 
zum Bebauungsplan Nr. 11, Änderung Nr. 5 

der Gemeinde Baltrum 
 

Das Amt für regionale Landesentwicklung Weser-Ems hat die vom Rat der Gemeinde Baltrum am 
27.05.2014 in öffentlicher Sitzung beschlossene Bebauungsplanänderung mit Verfügung vom .11.14 
Az.: ArL WE – 21102-52002/11 aufgrund von § 10 Abs. 2 i.V.m. § 8 Abs. 2 Satz 2 des Baugesetzbuch 
(BauGB) genehmigt. 
 
Der Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung ist aus dem nachstehenden Übersichtsplan ersicht-
lich: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Bebauungsplanänderung tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft (Vgl. § 10 Abs. 3 BauGB). 
 
Die Bebauungsplanänderung kann einschließlich ihrer Begründung nach § 10 Abs. 3 BauGB bei der 
Gemeinde Baltrum, Haus Nr. 130 (Rathaus), 26579 Baltrum während der üblichen Dienststunden 
eingesehen werden. Jedermann kann die Bebauungsplanänderung einsehen und über ihren Inhalt 
Auskunft verlangen. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die Fälligkeit etwaiger Entschädigungs-
ansprüche im Falle der in den §§ 39-42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile, deren Leistung 
schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantragen ist, und des § 44 Abs. 4 BauGB über das 
Erlöschen von Entschädigungsansprüchen, wenn der Antrag nicht innerhalb der Frist von drei Jahren 
gestellt ist, wird hingewiesen. 
 
Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften sowie Mängel des Abwägungsvorgangs nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB werden gemäß 
§ 215 Abs. 1 Nr. 1 und 3 BauGB unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntma-
chung schriftlich gegenüber der Gemeinde Baltrum unter Darlegung des die Verletzung begründen-
den Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
 
Der Antrag gem. § 47 Verwaltungsgerichtsordnung ist unzulässig, wenn die den Antrag stellende 
Person oder Behörde und Träger sonstiger Belange nur Einwendungen geltend macht, die sie im 
Rahmen der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB nicht oder verspätet 
geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 
 
Baltrum, den 26.11.2014 

 

Gemeinde Baltum 
 
Der Bürgermeister 

Tuitjer 
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Jahresabschluss der Gemeinde Halbemond zum 31.12.2012 
 

Der Rat der Gemeinde Halbemond hat gemäß § 129 des Niedersächsischen Kommunalverfassungs-

gesetzes (NKomVG) am 13.11.2014 den Jahresabschluss der Gemeinde Halbemond für das Haus-

haltsjahr 2012 beschlossen und dem Gemeindedirektor die Entlastung erteilt. 

 

Nachstehend die Bilanz in komprimierter Darstellungsform zur Veröffentlichung gemäß § 54 Abs.1  

S. 3 der Gemeindehaushalts- und Kassenverordnung (GemHKVO) in Verbindung mit RdErl.d. MI vom 

04.12.2006  -33.3-103002/2- Muster 15 
 

Bilanz zum 31.12.2012 

 

Der Jahresabschluss der Gemeinde Halbemond wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 

 

Der Jahresabschluss inklusive Anhang zum 31.12.2012 und der Bericht über die Prüfung des Jahres-

abschlusses liegen in der Zeit vom 08.12.2014 bis einschließlich 16.12.2014 während der Öffnungs-

zeiten des Rathauses der Samtgemeinde Hage, Hauptstraße 81, 26524 Hage, Zimmer Nr.7, aus. 

 

Halbemond, den 20. November 2014 
 

Gemeinde Halbemond 
 
Der Gemeindedirektor 

Johannes Trännapp 

 

 

 

 

 
 

 

Aktiva 2011 2012 Passiva 2011 2012 

      

1. Immaterielles Vermö- 
 gen  

0,00€ 0,00€ 1. Nettoposition -946.726,13€ -890.286,05€ 

   1.1 Basis-Reinvermögen -495.181,07€ -495.181,07€ 

2. Sachvermögen 864.766,30€ 848.678,88€ 1.2 Rücklagen 0,00€ -74.553,93€ 

   1.3 Jahresergebnis -63.778,02€ 42.450,44€ 

3. Finanzvermögen 151.579,95€ 137.159,23€ 1.4 Sonderposten -387.767,04€ -363.001,49€ 

      

4. Liquide Mittel 42.907,56€ 61.933,68€ 2. Schulden -25.995,48€ -10.049,74€ 

   2.1 Geldschulden davon   

5. Aktive Rechnungsab-

 grenzung 

  2.1.1 Liquiditätskredite   

   2.1.2 Geldschulden (ohne Liquiditätskre- 

 dite) 

  

   2.2. Verbindlichkeiten aus kreditähnli-

 chen Rechtsgeschäften 

  

   2.3 Verbindlichkeiten aus Lieferungen 

 und Leistungen 

-7.018,50€ -2.281,63€ 

   2.4 Transferverbindlichkeiten -178,00€ -1.916,82€ 

   2.5 Sonstige Verbindlichkeiten -18.798,98€ -5.851,29€ 

      

   3. Rückstellungen -84.361,20€ -145.157,00€ 

      

   4. Passive Rechnungsabgrenzung -2.171,00€ -2.279,00€ 

      

      

Bilanzsumme 1.059.253,81€ 1.047.771,79€ Bilanzsumme -1.059.253,81€ -1.047.771,79€ 
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Jahresabschluss der Gemeinde Halbemond zum 31.12.2013 
 

Der Rat der Gemeinde Halbemond hat gemäß § 129 des Niedersächsischen Kommunalverfassungs-

gesetzes (NKomVG) am 13.11.2014 den Jahresabschluss der Gemeinde Halbemond für das Haus-

haltsjahr 2013 beschlossen und dem Gemeindedirektor die Entlastung erteilt. 

 

Nachstehend die Bilanz in komprimierter Darstellungsform zur Veröffentlichung gemäß § 54 Abs.1 

S. 3 der Gemeindehaushalts- und Kassenverordnung (GemHKVO) in Verbindung mit RdErl.d. MI vom 

04.12.2006  -33.3-103002/2- Muster 15 
 

Bilanz zum 31.12.2013 

 
Der Jahresabschluss der Gemeinde Halbemond wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 

Der Jahresabschluss inklusive Anhang zum 31.12.2013 und der Bericht über die Prüfung des Jahres-

abschlusses liegen in der Zeit vom 08.12.2014 bis einschließlich 16.12.2014 während der Öffnungs-

zeiten des Rathauses der Samtgemeinde Hage, Hauptstraße 81, 26524 Hage, Zimmer Nr.7, aus. 

 

Halbemond, den 20. November 2014 

 

Gemeinde Halbemond 
 
Der Gemeindedirektor 
Johannes Trännapp 

 

 

 

 

 

 

 

Aktiva 2012 2013 Passiva 2012 2013 

      

1. Immaterielles Vermö-
 gen  

0,00€ 0,00€ 1. Nettoposition -890.286,05€ -892.342,56€ 

   1.1 Basis-Reinvermögen -495.181,07€ -495.181,07€ 

2. Sachvermögen 848.678,88€ 815.925,24€ 1.2 Rücklagen -74.553,93€ -32.103,49€ 

   1.3 Jahresergebnis 42.450,44€ -26.782,98€ 

3. Finanzvermögen 137.159,23€ 132.074,52€ 1.4 Sonderposten -363.001,49€ -338.275,02€ 

      

4. Liquide Mittel 61.933,68€ 100.631,54€ 2. Schulden -10.049,74€ -12.287,54€ 

   2.1 Geldschulden davon   

5. Aktive Rechnungsab-

 grenzung 

  2.1.1 Liquiditätskredite   

   2.1.2 Geldschulden (ohne Liquiditätskre-

 dite) 

  

   2.2. Verbindlichkeiten aus kreditähnli-

 chen Rechtsgeschäften 

  

   2.3 Verbindlichkeiten aus Lieferungen 

 und Leistungen 

-2.281,63€ -3.010,32€ 

   2.4 Transferverbindlichkeiten -1.916,82€ -2.752,61€ 

   2.5 Sonstige Verbindlichkeiten -5.851,29€ -6.524,61€ 

      

   3. Rückstellungen -145.157,00€ -144.001,20€ 

      

   4. Passive Rechnungsabgrenzung -2.171,00€ 0,00€ 

      

      

Bilanzsumme 1.047.771,79€ 1.048.631,30€ Bilanzsumme -1.047.771,79€ -1.048.631,30€ 
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Satzung über die Erhebung einer Zweitwohnungssteuer der Gemeinde Halbemond 
 

Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 des Gesetzes zur Zusammenfassung und Modernisierung des nieder-

sächsischen Kommunalverfassungsrechts (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576) in der zur 

Zeit geltenden Fassung und der §§ 1, 2 und 3 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes 

(NKAG) vom 23.01.2007 (Nds. GVBl. S. 41) in der zur Zeit geltenden Fassung hat der Rat der Gemein-

de Halbemond in seiner Sitzung am 13.11.2014 folgende Satzung beschlossen: 

 

§ 1 
Allgemeines 

 
Die Gemeinde erhebt eine Zweitwohnungssteuer. 

 

§ 2 
Steuerpflichtiger und Steuergegenstand 

 

(1) Steuerpflichtiger ist, wer im Gemeindegebiet eine Zweitwohnung innehat. 

(2) Eine Zweitwohnung ist jede Wohnung, die jemand neben seiner Hauptwohnung zu Zwecken des 

 persönlichen Lebensbedarfs innehat, insbesondere zu Erholungs-, Berufs- und Ausbildungszwe-
 cken. Satz 1 gilt auch für den Fall, dass sich die Hauptwohnung im Ausland befindet. Eine Woh-

 nung verliert die Eigenschaft als Zweitwohnung nicht dadurch, dass ihr Inhaber sie zeitweilig zu 

 einem anderen Zweck nutzt. 

(3) Steuerfrei ist 

 a) das Innehaben einer aus beruflichen Gründen gehaltenen Wohnung einer/eines nicht dau-

 ernd getrennt lebenden Verheirateten, deren/dessen eheliche Wohnung sich in einer anderen 

 Gemeinde befindet. Entsprechendes gilt für eingetragene Lebenspartnerschaften. Eine aus be-

 ruflichen Gründen vorgehaltene Wohnung i. S. dieser Vorschrift liegt vor, wenn diese aufgrund 

 des Beschäftigungsortes nicht nur unregelmäßig oder zeitlich untergeordnet von der in Satz 1 

 genannten Person genutzt wird und wegen der Entfernung zur ehelichen Wohnung oder der 
 Arbeitszeiten die Zweitwohnung für die Berufsausübung erforderlich ist. 

 b) die mietfreie Nutzung einer Wohnung durch Schüler, Studenten oder Auszubildende am 

 Hauptwohnsitz ihrer Eltern. 

(4) Sind mehrere Personen gemeinschaftlich Inhaber einer Zweitwohnung, so sind sie Gesamt-

 schuldner. 

 

§ 3 
Steuermaßstab 

 

(1) Die Steuer bemisst sich nach dem Mietwert der Wohnung. 
(2) Als Mietwert gilt die Jahresrohmiete. Die Vorschrift des § 79 des Bewertungsgesetzes i.d.F. der 

 Bekanntmachung vom 01.02.1991 (BGBl. I S. 230) in der derzeit geltenden Fassung findet mit der 

 Maßgabe Anwendung, dass die Jahresrohmieten, die gem. Art. 2 des Gesetzes zur Änderung des 

 Bewertungsgesetzes vom 13.08.1965 (BGBl. I S. 851) vom Finanzamt auf den Hauptfeststellungs-

 zeitpunkt 01.01.1964 festgestellt wurden, jeweils für das Ergebnisjahr auf den September des 

 Vorjahres hochgerechnet werden. Die Hochrechnung erfolgt bis einschließlich Januar 1995 nach 

 den Indexzahlen des vom Statistischen Bundesamt herausgegebenen Index. Früheres Bundesge-

 biet – 1. Preisindex für die Lebenshaltung, 1.1. Alle privaten Haushalte, 1.1.3 Wohnungsmieten 

 1991 = 100 in der Spalte „Wohnungsmiete insgesamt“ und ab Februar 1995 einschließlich nach 

 den Indexzahlen des „1 Verbraucherpreisindex für Deutschland, 1.2 Sondergliederungen – Woh-
 nungsmiete (Nettokaltmiete und Wohnungsnebenkosten)“, „Spalte Nettokaltmiete zusammen“ 

 mit dem jeweiligen Basisjahr = 100, veröffentlicht monatlich vom Statistischen Bundesamt. Die 

 Indexes, auf die in dieser Satzung verwiesen wird, sind bei der Samtgemeinde Hage -Steueramt- 
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 archivmäßig gesichert verwahrt und können dort während der Dienststunden der Samtgemein-

 deverwaltung eingesehen werden.  

(3) Bei Gebäuden, für die vom Finanzamt Jahresrohmieten für einzelne Wohneinheiten nicht festge

 setzt wurden, gilt als Jahresrohmiete die tatsächlich gezahlte Miete gem. § 79 (1) des Bewer-

 tungsgesetzes. 

(4) Ist eine Jahresrohmiete nicht zu ermitteln, so tritt an die Stelle des Mietwertes nach Abs. 2 bzw. 

 der tatsächlich gezahlten Miete nach Abs. 3 die übliche Miete im Sinne des § 79 (2) Satz 2 des 

 Bewertungsgesetzes. 

(5) Ist die übliche Miete nicht zu ermitteln, so treten an deren Stelle sechs vom Hundert des gemei
 nen Wertes der Wohnung. 

 

§ 4 
Steuersatz 

 

(1) Die Steuer beträgt im Haushaltsjahr 

a) bei einer jährlichen Rohmiete bis 780,00 Euro = 0,00 Euro 

b) bei einer jährlichen Rohmiete von mehr als 780,00 Euro 

  aber nicht mehr als 1.560,00 Euro = 30,00 Euro 

c) bei einer jährlichen Rohmiete von mehr als 1.560,00 Euro 
  aber nicht mehr als 2.340,00 Euro = 130,00 Euro 

d) bei einer jährlichen Rohmiete von mehr als 2.340,00 Euro   

  aber nicht mehr als 3.120,00 Euro = 200,00 Euro 

e) bei einer jährlichen Rohmiete von mehr als 3.120,00 Euro   

  aber nicht mehr als 3.900,00 Euro = 270,00 Euro 

f) bei einer jährlichen Rohmiete von mehr als 3.900,00 Euro   

  aber nicht mehr als 4.680,00 Euro = 340,00 Euro 

g) bei einer jährlichen Rohmiete von mehr als 4.680,00 Euro   

  aber nicht mehr als 5.460,00 Euro = 410,00 Euro 

h) bei einer jährlichen Rohmiete von mehr als 5.460,00 Euro   
  aber nicht mehr als 6.240,00 Euro = 480,00 Euro 

i) bei einer jährlichen Rohmiete von mehr als 6.240,00 Euro   

  aber nicht mehr als 7.020,00 Euro = 550,00 Euro 

j) bei einer jährlichen Rohmiete von mehr als 7.020,00 Euro  

  aber nicht mehr als 7.800,00 Euro = 620,00 Euro 

k) bei einer jährlichen Rohmiete von mehr als 7.800,00 Euro = 690,00 Euro 

 

(2) In den Fällen des § 6 (1) Satz 2 ermäßigt sich die Steuer auf den der Dauer der Steuerpflicht ent

 sprechenden Teilbetrag. 

 
§ 5 

Steuerermäßigungen 
 

(1) Hat der Steuerschuldner mehr als zwei minderjährige Kinder, so wird die Steuerschuld nach § 4 

(1) und  (2) auf Antrag um die Hälfte ermäßigt. 

 

(2) Im Falle der gemischten Widmung einer Zweitwohnung ermäßigt sich der Steuersatz auf die in 

 Satz 2 genannten Steuersätze, wenn die Verfügbarkeit der Zweitwohnung für Zwecke des per-

 sönlichen Lebensbedarfes durch rechtliche Bindungen zwingend auf Zeiträume von maximal 285 

 Tagen beschränkt worden ist. 
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Die ermäßigten Steuersätze betragen bei einer Eigennutzungsmöglichkeit 

a) von maximal 165 Tagen 50 v.H. des vollen Steuersatzes, 

b) von maximal 205 Tagen 62,5 v.H. des vollen Steuersatzes, 

c) von maximal 245 Tagen 75 v.H. des vollen Steuersatzes und 

d) von maximal 285 Tagen 87,5 v.H. des vollen Steuersatzes. 

 

Eine Ermäßigung wird nur auf die vollen Steuersätze und nicht auf anteilige Zweitwohnungssteuer-

sätze gewährt. 

 
(3) Die Anwendung der Steuersatzermäßigung gemäß § 5 (2) dieser Satzung ist bei Eigenvermietung 

 innerhalb einer Ausschlussfrist bis zum 15.02. des jeweiligen Folgejahres, bei einem Weiterver-

 mietungsvertrag mit einer Vermietungsagentur innerhalb einer Ausschlussfrist bis zum 15.02. 

 des jeweiligen Kalenderjahres, zu beantragen. Die Voraussetzungen der Steuersatzermäßigung 

 sind auf Verlangen der Gemeinde glaubhaft zu machen. Neben dem Darlegen der rechtlichen 

 Bindungen gehören dazu auch nachvollziehbare Auskünfte zur einkommenssteuer-, umsatz-

 steuer- und gegebenenfalls gewerbesteuerrechtlichen Behandlung der Wohnung durch die Fi-

 nanzbehörden. Der An- und Abreisetag zählen als ein Vermietungstag. Sofern ein Weitervermie-

 tungsvertrag mit einer Vermietungsagentur abgeschlossen worden ist, muss in diesem die Lage 

 der Zeiträume der Eigenverfügbarkeit vor dem jährlichen Entstehen der Zweitwohnungsteuer 
 auf bestimmte oder bestimmbare Zeiten (z.B. Ostern, Schulferien) des Jahres festgelegt worden 

 sein. Vertragskonstruktionen, die den Verdacht erzeugen, Scheinverträge zu sein oder dem Um

 gehen der Zweitwohnungssteuerpflicht oder dem Vortäuschen von Ermäßigungsvoraussetzun-

 gen zu dienen, werden nicht anerkannt. 

(4) Eine Ermäßigung gemäß § 5 (2) dieser Satzung wird nicht gewährt, wenn bereits eine Ermäßi

 gung nach § 5 (1) dieser Satzung vorliegt. 

 

§ 6 
Entstehung und Fälligkeit der Steuerschuld 

 
(1) Die Steuerpflicht entsteht mit dem Beginn des Kalendermonats, in den der Beginn des Inneha-

 bens der Zweitwohnung fällt, für die folgenden Jahre jeweils am 01. Januar des Steuerjahres. Die 

 Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, in dem der Steuerpflichtige die Wohnung 

 aufgibt oder deren Eigenschaft als Zweitwohnung entfällt. Bei Übernahme einer Zweitwohnung 

 von einem bisher Steuerpflichtigen beginnt die Steuerpflicht mit dem Beginn des auf die Über

 nahme folgenden Kalendermonats. 

(2) Die Steuer wird als Jahressteuer festgesetzt. Steuerjahr ist das Kalenderjahr, an dessen Beginn 

 die Steuerschuld entsteht. Beginnt oder endet die Steuerpflicht im Laufe des Kalenderjahres, 

 wird die Steuer entsprechend der Monate der Nutzung mit je 1/12-Anteil pro Monat festgesetzt. 

 In diesem Falle ist Erhebungszeitraum der jeweilige Restteil des Jahres, für den die Steuerschuld 
 mit dem Beginn der Steuerpflicht entsteht. 

(3) Die Steuerschuld wird in vierteljährlichen Beträgen zum 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. 

 November eines jeden Jahres fällig. Beträge bis 100,00 Euro werden zum 01. Juli eines jeden 

 Jahres fällig. Nachveranlagte Steuerbeträge sind innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des 

 Steuerbescheides zu entrichten.  

(4) In den Fällen des Absatzes 1 und 2 ist die zuviel bezahlte Steuerschuld auf Antrag zu erstatten. 

 

§ 7 
Anzeigepflicht 

 
Wer eine Zweitwohnung in Besitz nimmt oder aufgibt, hat das der Gemeinde innerhalb einer Woche 

anzuzeigen. 
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§ 8 
Mitteilungspflichten 

 

(1) Die in § 2 (1) und (4) genannten Personen sind verpflichtet, der Gemeinde bis zum 15. Januar 

 eines jeden Jahres oder, wenn eine Wohnung erst nach dem 01. Januar bezogen wird, bis zum 

 15. Tage des folgenden Kalendervierteljahres schriftlich oder zur Niederschrift bei der Gemeinde 

 mitzuteilen, 

a) den jährlichen Mietaufwand (§ 3 Abs. 3) für die Wohnung, die der Zweitwohnungssteuer un-

terliegt und für die vom Finanzamt die Jahresrohmiete nicht festgesetzt wurde, 
b) ob die der Zweitwohnungssteuer unterliegende Wohnung eigengenutzt, ungenutzt, zum vo-

rübergehenden Gebrauch oder unentgeltlich überlassen wurde. 

(2) Die in § 2 (1) und (4) genannten Personen sind zur Abgabe der Wohnfläche der der Zweitwoh-

 nungssteuer unterliegenden Wohnung nach Aufforderung durch die Gemeinde verpflichtet. 

(3) Grundstückseigentümer, Wohnungseigentümer und Wohnungsgeber (sowie Verwalter und 

 Vermietungsagenturen) sind auf Anfrage zur Mitteilung über die Person der Steuerpflichtigen 

 und zur Mitteilung über die für die Steuererhebung erforderlichen Tatbestände verpflichtet. 

 

§ 9 
Ordnungswidrigkeiten 

 

Zuwiderhandlungen gegen §§ 7 und 8 dieser Satzung sind Ordnungswidrigkeiten im Sinne des § 18 

(2) Nr. 2 NKAG. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 10.000,00 Euro geahndet 

werden. 

 

§ 10 
Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2015 in Kraft. Gleichzeitig tritt die bisher bestehende Zweitwoh-

nungssteuersatzung außer Kraft. 
 
Halbemond, den 13.11.2014  

 

Gemeinde Halbemond 
 

Der Gemeindedirektor 

Trännapp 

 

 

Satzung über die Erhebung einer Zweitwohnungssteuer der Gemeinde Lütetsburg 
 

Aufgrund der §§ 10, 58 und 111 des Gesetzes zur Zusammenfassung und Modernisierung des nieder-

sächsischen Kommunalverfassungsrechts (NKomVG) vom 17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576) in der zur 

Zeit geltenden Fassung und der §§ 1, 2 und 3 des Niedersächsischen Kommunalabgabengesetzes 

(NKAG) vom 23.01.2007 (Nds. GVBl. S. 41) in der zur Zeit geltenden Fassung hat der Rat der Gemein-
de Lütetsburg in seiner Sitzung am 20.11.2014 folgende Satzung beschlossen: 

 

§ 1 
Allgemeines 

 

Die Gemeinde erhebt eine Zweitwohnungssteuer. 
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§ 2 
Steuerpflichtiger und Steuergegenstand 

 

(1) Steuerpflichtiger ist, wer im Gemeindegebiet eine Zweitwohnung innehat. 

(2) Eine Zweitwohnung ist jede Wohnung, die jemand neben seiner Hauptwohnung zu Zwecken des 

 persönlichen Lebensbedarfs innehat, insbesondere zu Erholungs-, Berufs- und Ausbildungszwe-

 cken. Satz 1 gilt auch für den Fall, dass sich die Hauptwohnung im Ausland befindet. Eine Woh-

 nung verliert die Eigenschaft als Zweitwohnung nicht dadurch, dass ihr Inhaber sie zeitweilig zu 

 einem anderen Zweck nutzt. 
 

 

(3) Steuerfrei ist 

 a) das Innehaben einer aus beruflichen Gründen gehaltenen Wohnung einer/eines nicht dauernd 

 getrennt lebenden Verheirateten, deren/dessen eheliche Wohnung sich in einer anderen Ge-

 meinde befindet. Entsprechendes gilt für eingetragene Lebenspartnerschaften. Eine aus berufli

 chen Gründen vorgehaltene Wohnung i. S. dieser Vorschrift liegt vor, wenn diese aufgrund des 

 Beschäftigungsortes nicht nur unregelmäßig oder zeitlich untergeordnet von der in Satz 1  

 genannten Person genutzt wird und wegen der Entfernung zur ehelichen Wohnung oder der Ar-

 beitszeiten die Zweitwohnung für die Be- rufsausübung erforderlich ist. 
 b) die mietfreie Nutzung einer Wohnung durch Schüler, Studenten oder Auszubildende am 

 Hauptwohnsitz ihrer Eltern. 

(4) Sind mehrere Personen gemeinschaftlich Inhaber einer Zweitwohnung, so sind sie Gesamt-

 schuldner. 

 

§ 3 
Steuermaßstab 

 

(1) Die Steuer bemisst sich nach dem Mietwert der Wohnung. 

(2) Als Mietwert gilt die Jahresrohmiete. Die Vorschrift des § 79 des Bewertungsgesetzes i.d.F. der 
 Bekanntmachung vom 01.02.1991 (BGBl. I S. 230) in der derzeit geltenden Fassung findet mit der 

 Maßgabe Anwendung, dass die Jahresrohmieten, die gem. Art. 2 des Gesetzes zur Änderung des 

 Bewertungsgesetzes vom 13.08.1965 (BGBl. I S. 851) vom Finanzamt auf den Hauptfeststellungs-

 zeitpunkt 01.01.1964 festgestellt wurden, jeweils für das Ergebnisjahr auf den September des 

 Vorjahres hochgerechnet werden. Die Hochrechnung erfolgt bis einschließlich Januar 1995 nach 

 den Indexzahlen des vom Statistischen Bundesamt herausgegebenen Index. Früheres Bundesge-

 biet – 1. Preisindex für die Lebenshaltung, 1.1. Alle privaten Haushalte, 1.1.3 Wohnungsmieten 

 1991 = 100 in der Spalte „Wohnungsmiete insgesamt“ und ab Februar 1995 einschließlich nach 

 den Indexzahlen des „1 Verbraucherpreisindex für Deutschland, 1.2 Sondergliederungen – Woh

 nungsmiete (Nettokaltmiete und Wohnungsnebenkosten)“, „Spalte Nettokaltmiete zusammen“ 
 mit dem jeweiligen Basisjahr = 100, veröffentlicht monatlich vom Statistischen Bundesamt. Die 

 Indexes, auf die in dieser Satzung verwiesen wird, sind bei der Samtgemeinde Hage -Steueramt- 

 archivmäßig gesichert verwahrt und können dort während der Dienststunden der Samtgemein-

 deverwaltung eingesehen werden.  

(3) Bei Gebäuden, für die vom Finanzamt Jahresrohmieten für einzelne Wohneinheiten nicht festge-

 setzt wurden, gilt als Jahresrohmiete die tatsächlich gezahlte Miete gem. § 79 (1) des Bewer-

 tungsgesetzes. 

(4) Ist eine Jahresrohmiete nicht zu ermitteln, so tritt an die Stelle des Mietwertes nach Abs. 2 bzw. 

 der  tatsächlich gezahlten Miete nach Abs. 3 die übliche Miete im Sinne des § 79 (2) Satz 2 des 

 Bewertungsgesetzes. 
(5) Ist die übliche Miete nicht zu ermitteln, so treten an deren Stelle sechs vom Hundert des gemei-

 nen Wertes der Wohnung. 
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§ 4 
Steuersatz 

 

(1) Die Steuer beträgt im Haushaltsjahr 

a) bei einer jährlichen Rohmiete bis 780,00 Euro = 0,00 Euro 

b) bei einer jährlichen Rohmiete von mehr als 780,00 Euro 

 aber nicht mehr als 1.560,00 Euro = 30,00 Euro 

c) bei einer jährlichen Rohmiete von mehr als 1.560,00 Euro 

 aber nicht mehr als 2.340,00 Euro = 130,00 Euro 
d) bei einer jährlichen Rohmiete von mehr als 2.340,00 Euro 

  

 aber nicht mehr als 3.120,00 Euro = 200,00 Euro 

e) bei einer jährlichen Rohmiete von mehr als 3.120,00 Euro 

  

 aber nicht mehr als 3.900,00 Euro = 270,00 Euro 

f) bei einer jährlichen Rohmiete von mehr als 3.900,00 Euro 

  

 aber nicht mehr als 4.680,00 Euro = 340,00 Euro 

g) bei einer jährlichen Rohmiete von mehr als 4.680,00 Euro 
  

 aber nicht mehr als 5.460,00 Euro = 410,00 Euro 

h) bei einer jährlichen Rohmiete von mehr als 5.460,00 Euro 

  

 aber nicht mehr als 6.240,00 Euro = 480,00 Euro 

i) bei einer jährlichen Rohmiete von mehr als 6.240,00 Euro 

  

 aber nicht mehr als 7.020,00 Euro = 550,00 Euro 

j) bei einer jährlichen Rohmiete von mehr als 7.020,00 Euro  

 aber nicht mehr als 7.800,00 Euro = 620,00 Euro 
k) bei einer jährlichen Rohmiete von mehr als 7.800,00 Euro = 690,00 Euro 

 

(2) In den Fällen des § 6 (1) Satz 2 ermäßigt sich die Steuer auf den der Dauer der Steuerpflicht ent-

 sprechenden Teilbetrag. 

 

§ 5 
Steuerermäßigungen 

 

(1) Hat der Steuerschuldner mehr als zwei minderjährige Kinder, so wird die Steuerschuld nach § 4 

 (1) und (2) auf Antrag um die Hälfte ermäßigt. 
 

(2) Im Falle der gemischten Widmung einer Zweitwohnung ermäßigt sich der Steuersatz auf die in 

 Satz 2 genannten Steuersätze, wenn die Verfügbarkeit der Zweitwohnung für Zwecke des persön-

 lichen Lebensbedarfes durch rechtliche Bindungen zwingend auf Zeiträume von maximal 285 

 Tagen beschränkt worden ist. 

Die ermäßigten Steuersätze betragen bei einer Eigennutzungsmöglichkeit 

a.) von maximal 165 Tagen 50 v.H. des vollen Steuersatzes, 

b.) von maximal 205 Tagen 62,5 v.H. des vollen Steuersatzes, 

c.) von maximal 245 Tagen 75 v.H. des vollen Steuersatzes und 

d.) von maximal 285 Tagen 87,5 v.H. des vollen Steuersatzes. 
Eine Ermäßigung wird nur auf die vollen Steuersätze und nicht auf anteilige Zweitwohnungssteuer-

sätze gewährt. 
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(3) Die Anwendung der Steuersatzermäßigung gemäß § 5 (2) dieser Satzung ist bei Eigenvermietung 

 innerhalb einer Ausschlussfrist bis zum 15.02. des jeweiligen Folgejahres, bei einem Weiterver-

 mietungsvertrag mit einer Vermietungsagentur innerhalb einer Ausschlussfrist bis zum 15.02. des 

 jeweiligen Kalenderjahres, zu beantragen. Die Voraussetzungen der Steuersatzermäßigung sind 

 auf Verlangen der Gemeinde glaubhaft zu machen. Neben dem Darlegen der rechtlichen Bindun-

 gen gehören dazu auch nachvollziehbare Auskünfte zur einkommenssteuer-, umsatzsteuer- und 

 gegebenenfalls gewerbesteuerrechtlichen Behandlung der Wohnung durch die Finanzbehörden. 

 Der An- und Abreisetag zählen als ein Vermietungstag. Sofern ein Weitervermietungsvertrag mit 

 einer Vermietungsagentur abgeschlossen worden ist, muss in diesem die Lage der Zeiträume der 
 Eigenverfügbarkeit vor dem jährlichen Entstehen der Zweitwohnungsteuer auf bestimmte oder 

 bestimmbare Zeiten (z.B. Ostern, Schulferien) des Jahres festgelegt worden sein. Vertragskon-

 struktionen, die den Verdacht erzeugen, Scheinverträge zu sein oder dem Umgehen der Zweit

 wohnungssteuerpflicht oder dem Vortäuschen von Ermäßigungsvoraussetzungen zu dienen, 

 werden nicht anerkannt. 

(4) Eine Ermäßigung gemäß § 5 (2) dieser Satzung wird nicht gewährt, wenn bereits eine Ermäßigung 

 nach § 5 (1) dieser Satzung vorliegt. 

 

§ 6 
Entstehung und Fälligkeit der Steuerschuld 

 

(1) Die Steuerpflicht entsteht mit dem Beginn des Kalendermonats, in den der Beginn des Inneha-

 bens der Zweitwohnung fällt, für die folgenden Jahre jeweils am 01. Januar des Steuerjahres. Die 

 Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, in dem der Steuerpflichtige die Wohnung 

 aufgibt oder deren Eigenschaft als Zweitwohnung entfällt. Bei Übernahme einer Zweitwohnung 

 von einem bisher Steuerpflichtigen beginnt die Steuerpflicht mit dem Beginn des auf die Über-

 nahme folgenden Kalendermonats. 

(2) Die Steuer wird als Jahressteuer festgesetzt. Steuerjahr ist das Kalenderjahr, an dessen Beginn die 

 Steuerschuld entsteht. Beginnt oder endet die Steuerpflicht im Laufe des Kalenderjahres, wird die 

 Steuer entsprechend der Monate der Nutzung mit je 1/12-Anteil pro Monat festgesetzt. In die-
 sem Falle ist Erhebungszeitraum der jeweilige Restteil des Jahres, für den die Steuerschuld mit 

 dem Beginn der Steuerpflicht entsteht. 

(3) Die Steuerschuld wird in vierteljährlichen Beträgen zum 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. 

 November eines jeden Jahres fällig. Beträge bis 100,00 Euro werden zum 01. Juli eines jeden Jah-

 res fällig. Nachveranlagte Steuerbeträge sind innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des 

 Steuerbescheides zu entrichten.  

(4) In den Fällen des Absatzes 1 und 2 ist die zuviel bezahlte Steuerschuld auf Antrag zu erstatten. 

 

§ 7 
Anzeigepflicht 

 

Wer eine Zweitwohnung in Besitz nimmt oder aufgibt, hat das der Gemeinde innerhalb einer Woche 

anzuzeigen.  

 
§ 8 

Mitteilungspflichten 
 

(1) Die in § 2 (1) und (4) genannten Personen sind verpflichtet, der Gemeinde bis zum 15. Januar 

 eines jeden Jahres oder, wenn eine Wohnung erst nach dem 01. Januar bezogen wird, bis zum  

 15. Tage des folgenden Kalendervierteljahres schriftlich oder zur Niederschrift bei der Gemeinde 
 mitzuteilen, 

 a) den jährlichen Mietaufwand (§ 3 Abs. 3) für die Wohnung, die der Zweitwohnungssteuer 

  unterliegt und für die vom Finanzamt die Jahresrohmiete nicht festgesetzt wurde, 
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 b) ob die der Zweitwohnungssteuer unterliegende Wohnung eigengenutzt, ungenutzt, zum vo-

 rübergehenden Gebrauch oder unentgeltlich überlassen wurde. 

(2) Die in § 2 (1) und (4) genannten Personen sind zur Abgabe der Wohnfläche der der Zweitwoh-

 nungssteuer unterliegenden Wohnung nach Aufforderung durch die Gemeinde verpflichtet. 

(3) Grundstückseigentümer, Wohnungseigentümer und Wohnungsgeber (sowie Verwalter und Ver-

 mietungsagenturen) sind auf Anfrage zur Mitteilung über die Person der Steuerpflichtigen und 

 zur Mitteilung über die für die Steuererhebung erforderlichen Tatbestände verpflichtet. 

 

§ 9 
Ordnungswidrigkeiten 

 

Zuwiderhandlungen gegen §§ 7 und 8 dieser Satzung sind Ordnungswidrigkeiten im Sinne des § 18 (2) 

Nr. 2 NKAG. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 10.000,00 Euro geahndet wer-

den. 

 

§ 10 
Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt am 01. Januar 2015 in Kraft. Gleichzeitig tritt die bisher bestehende Zweitwoh-
nungssteuersatzung außer Kraft. 

 

Lütetsburg, den 20.11.2014 

 

Gemeinde Lütetsburg 
 

Der Gemeindedirektor 

Trännapp 

 

 

 

B. Bekanntmachungen sonstiger öffentlicher Körperschaften 
 

 

Friedhofsordnung für den Friedhof der 
Evangelisch-lutherischen Kirchengemeinde 

Ochtelbur 
 

 

Der kirchliche Friedhof ist die Stätte, auf der die Gemeinde ihre Toten zur letzten Ruhe bettet. 

Er ist mit seinen Gräbern ein sichtbares Zeichen dafür, dass der Mensch vergänglich ist. 

Er ist aber auch ein Ort für die Verkündung der Botschaft, dass Christus dem Tod die Macht  
genommen hat und denen, die an ihn glauben, das ewige Leben geben wird. 

An der Gestaltung des Friedhofes wird sichtbar, inwieweit der Toten in Liebe gedacht wird 
und bei diesem Gedenken christlicher Glaube lebendig ist. 

Aus dieser Erkenntnis und in dieser Gewissheit erhalten Arbeit und Gestaltung eines  
christlichen Friedhofes ihren Sinn, ihre Richtung und Weisung. 
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Gemäß § 4 der Rechtsverordnung über die Verwaltung kirchlicher Friedhöfe (Friedhofsrechtsverord-

nung) vom 13.11.1973 (KABl. 1974 S. 1) hat der Kirchenvorstand der Evangelisch-lutherischen Kir-

chengemeinde Ochtelbur (im Nachfolgenden als „Kirchenvorstand“ bzw. „Kirchengemeinde“ be-

zeichnet) folgende Friedhofsordnung beschlossen: 
 

Inhaltsverzeichnis 
 

I - Allgemeine Bestimmungen 
§ 1 - Geltungsbereich und Friedhofszweck 

§ 2 - Rechtscharakter, Leitung und Verwaltung 

§ 3 - Schließung und Entwidmung 

 
II - Ordnungsvorschriften 
§ 4 - Öffnungszeiten 

§ 5 - Verhalten auf dem Friedhof 

§ 6 - Dienstleistungen/Gewerbliche Tätigkeiten 

 

III - Bestattungs-/Beisetzungsvorschriften 
§ 7 - Anmeldung einer Bestattung/Beisetzung 

§ 8 - Särge / Urnen 

§ 9 - Ruhezeit 

§ 10 - Ausgrabungen und Umbettungen 
 

IV - Grabstätten 
§ 11 - Allgemeines 

 11/01 - Geltungsbereich 

 11/02 - Grabstätte / Grabstelle 

 11/03 - Rechte an Grabstätten 

 11/04 - Nutzungsrecht / Nutzungszeit 

 11/05 - Übergang / Übertragung von Nutzungsrechten 

 11/06 - Grabmaße 

 11/07 - Ausheben der Gräber 
 11/08 - Bestattungs-/Beisetzungsberechtigte 

 11/09 - Arten von Grabstätten 

§ 12 - Reihengrabstätten 

§ 13 - Wahlgrabstätten 

§ 14 – Gemeinschaftsgrabstätten 

 

V - Anlage und Pflege der Grabstätten 
§ 15 - Anlegungsgrundsätze 

§ 16 - Grabpflege, Grabbepflanzung, Grabschmuck 
§ 17 – Vernachlässigung 

 

VI - Grabmale und andere Anlagen 
§ 18 - Errichtung und Änderung 

§ 19 - Gestaltung und Standsicherheit 

§ 20 - Entfernung 

§ 21 - Grabmale mit Denkmalwert 

§ 22 – Grabgewölbe 

 

VII - Leichengebäude/Trauerräume 
§ 23 - Leichenhalle 

§ 24 - Friedhofskapelle 
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§ 25 - Trauerfeier in der Kirche 

 

VIII - Schlussbestimmungen 
§ 26 - Gebühren 

§ 27 - Übergangsvorschriften 

§ 28 - Inkrafttreten 

 

Ausfertigung und Genehmigung 

 
Hinweise 

 

I - Allgemeine Bestimmungen 
 

§ 1 
Geltungsbereich und Friedhofszweck 

 

(1) Diese Friedhofsordnung gilt für den Friedhof der Kirchengemeinde in seiner jeweiligen Größe. Der 

Friedhof umfasst z.Z. folgende/s Grundstück/e: 

 
Gemarkung Flur Flurstück    Größe insg. 

Ochtelbur 2 91/1 tlw., 96/2 tlw. und 98/1 tlw. 3.800 qm 

 

Die Gebäudeflächen von Kirche und Turm sind ausdrücklich ausgenommen. Eigentümerin des/der 

Grundstücke/s ist die Kirchengemeinde.  

 

(2) Der Friedhof dient der Bestattung der Leichen bzw. der Beisetzung der Aschen der Personen, die 

bei ihrem Ableben ihren Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt im Gebiet der Kirchengemeinde hatten 

sowie derjenigen, die bei ihrem Tode bereits ein Recht an einer bestimmten Grabstätte besaßen oder 

deren Bestattung bzw. Beisetzung in der Grabstätte einer anderen nutzungsberechtigten Person 
nach den Regelungen des § 11/08 Abs. 2 möglich ist. Darüber hinaus dient der Friedhof auch der 

Bestattung bzw. Beisetzung von Fehlgeborenen und Ungeborenen gemäß § 2 des Niedersächsischen 

Bestattungsgesetzes vom 08.12.2005, soweit ein Elternteil die Voraussetzungen entsprechend Satz 1 

erfüllt. Die Bestattung bzw. Beisetzung anderer Personen bedarf der vorherigen Zustimmung des 

Kirchenvorstandes. 

 

§ 2 
Rechtscharakter, Leitung und Verwaltung 

 

(1) Der Friedhof ist eine unselbständige Anstalt des öffentlichen Rechts. Er wird vom Kirchenvorstand 
verwaltet. 

(2) Die Verwaltung des Friedhofs richtet sich nach dieser Friedhofsordnung, den kirchlichen Bestim-

mungen und den allgemeinen staatlichen Vorschriften. 

(3) Mit der Wahrnehmung der laufenden Verwaltungsaufgaben hat der Kirchenvorstand das Evange-

lisch-lutherische Kirchenamt in Aurich in Zusammenarbeit mit einem/r jeweils vom Kirchenvorstand 

zu bestimmenden Friedhofsverwalter/in vor Ort beauftragt (gemeinsam im Folgenden als „Friedhofs-

verwaltung“ bezeichnet). Die zusätzliche Bildung eines Friedhofsausschusses ist möglich. 

(4) Erforderliche personenbezogene Daten im Zusammenhang mit einer Bestattung bzw. Beisetzung, 

einer Verleihung, Verlängerung oder Übertragung eines Nutzungsrechts an einer Grabstätte, einer 

Anzeige zur Errichtung eines Grabmals oder anderer Anlagen, dem Tätigwerden von Dienstleistungs-
erbringern sowie mit der Erhebung von Gebühren und Entgelten dürfen für den jeweiligen Zweck 

erhoben, verarbeitet und genutzt werden. 
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(5) Der Kirchenvorstand führt Verzeichnisse der Grabstätten, der Nutzungsrechte, der Bestatteten 

und Beigesetzten sowie deren Ruhezeiten. Werden diese Verzeichnisse an verschiedenen Stellen 

bzw. von verschiedenen Mitarbeitern/Mitarbeiterinnen als Arbeitsexemplare geführt, gilt nur der im 

Kirchenamt gespeicherte Datenbestand als die einzige rechtsverbindliche Version aller Verzeichnisse. 

(6) Der Kirchenvorstand kann einen in Ausführung dieser Friedhofsordnung rechtsverbindlichen Ges-

taltungsplan erstellen, in dem u.a. die Zulässigkeit bestimmter Grabarten oder Gestaltungen in den 

jeweiligen Friedhofsbereichen sowie die räumlichen und zeitlichen Regelungen für die Vergabe neuer 

Nutzungsrechte festgelegt werden. 

 
§ 3 

Schließung und Entwidmung 
 

(1) Der Friedhof, einzelne Friedhofsteile oder einzelne Grabstätten können aus einem wichtigen 

Grund beschränkt geschlossen, geschlossen und entwidmet werden. 

(2) Nach der beschränkten Schließung dürfen keine neuen Nutzungsrechte mehr verliehen werden. 

Eine Verlängerung von bestehenden Nutzungsrechten darf lediglich zur Anpassung an die Ruhezeit 

erfolgen. Bestattungen/Beisetzungen dürfen nur noch in Grabstätten stattfinden, an denen im Zeit-

punkt der beschränkten Schließung noch Nutzungsrechte bestehen, sofern die Grabstätten noch 

nicht belegt sind oder sofern zu dem genannten Zeitpunkt die Ruhezeiten abgelaufen waren. Grab-
stellen, an denen die Ruhezeit nach dem Zeitpunkt der beschränkten Schließung abläuft, dürfen nicht 

neu belegt werden. Eingeschränkt werden kann auch der Kreis der Berechtigten und auch die Art der 

Bestattung oder Beisetzung. Nachträgliche Ausnahmen von diesen Einschränkungen kann der Kir-

chenvorstand im Einzelfall zur Vermeidung unbilliger Härten bei bestehenden Nutzungsrechten zu-

lassen. 

(3) Nach der Schließung dürfen Bestattungen und Beisetzungen nicht mehr vorgenommen werden. 

(4) Durch die Entwidmung wird die Eigenschaft als Ruhestätte der Verstorbenen aufgehoben. Die 

Entwidmung wird erst ausgesprochen, wenn keine Nutzungsrechte mehr bestehen, sämtliche Ruhe-

zeiten abgelaufen sind und eine angemessene Pietätsfrist vergangen ist. 

 
II – Ordnungsvorschriften 

 
§ 4 

Öffnungszeiten 
 

(1) Der Friedhof ist während der an den Eingängen bekannt gegebenen Zeiten - in jedem Fall aber nur 

bei Tageslicht - für den Besuch geöffnet. Außerhalb dieser Zeiten ist das Betreten nicht gestattet. 

(2) Aus besonderem Anlass kann der Friedhof ganz oder teilweise für den Besuch vorübergehend 

geschlossen werden.  

(3) Sofern bei eventueller Schnee- und/oder Eisglätte die Wege auf dem Friedhof nur insoweit ge-
räumt werden, wie dies für die notwendige Aufrechterhaltung des Friedhofszweckes erforderlich ist, 

geschieht die Benutzung nicht geräumter oder gestreuter Wege durch Friedhofsbesucher dann auf 

eigene Gefahr. 

 

§ 5 
Verhalten auf dem Friedhof 

 
(1) Jede Person hat sich auf dem Friedhof der Würde des Ortes entsprechend zu verhalten und Äuße-

rungen, die sich in verletzender Weise gegen den christlichen Glauben oder die evangelische Kirche 

richten, die Würde des Menschen oder die Ruhe der Toten verletzen oder die geeignet sind, politi-
sche Gedanken öffentlich zu verbreiten, zu unterlassen. Die Anordnungen des Friedhofspersonals 

sind zu befolgen. Die Friedhofsverwaltung kann Personen, die der Friedhofsordnung zuwiderhandeln, 

das Betreten des Friedhofes untersagen. Kinder unter 12 Jahren dürfen den Friedhof nur in Beglei-

tung und unter der Verantwortung Erwachsener betreten. 
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(2) Auf dem Friedhof ist insbesondere nicht gestattet: 

a) das Befahren der Wege mit Fahrzeugen aller Art - ausgenommen sind Kinderwagen, Rollstühle, 

Handwagen sowie Fahrzeuge der Friedhofsverwaltung und der für den Friedhof zugelassenen Dienst-

leistungserbringer; ebenfalls nicht zugelassen sind Rollschuhe jeder Art, Rollbretter und ähnliche 

Sportgeräte; werden Fahrräder zum Transport von Arbeitsgeräten und Grabschmuck benötigt, sind 

diese zu schieben, 

b) Waren aller Art zu verkaufen sowie Dienstleistungen anzubieten, 

c) Film-, Ton-, Video- und Fotoaufnahmen außer zu privaten Zwecken zu erstellen und zu verwerten; 

derartige Aufnahmen sind während Trauerfeiern und Bestattungen/Beisetzungen auch zu privaten 
Zwecken grundsätzlich nicht zugelassen, soweit sie sich störend auf den jeweiligen Handlungsablauf 

auswirken könnten, 

d) Druckschriften und andere Medien (z.B. CD, DVD, u.a.) zu verteilen, ausgenommen solche, die im 

Rahmen der Bestattungs- bzw. Beisetzungsfeier notwendig und üblich sind, 

e) Tiere mitzubringen (Hunde werden geduldet, sofern sie angeleint sind und gewährleistet ist, dass 

sie die Wege nicht verlassen und Grabstätten und Anlagen nicht beschädigen oder verunreinigen), 

f) Abfälle außerhalb der dafür vorgesehenen Plätze abzulegen, 

g) Abfälle, die nicht auf dem Friedhof entstanden sind, mitzubringen und in den Einrichtungen des 

Friedhofes zu entsorgen, 

h) Einrichtungen und Anlagen außerhalb der vorgesehenen Wege zu betreten, 
i) Einrichtungen und Anlagen einschließlich der Grabstätten zu verunreinigen oder zu beschädigen, 

j) zu lärmen und zu spielen, 

k) den Friedhof für sportliche Betätigungen zu benutzen, 

l) an Sonn- und Feiertagen und in der Nähe von Bestattungs- bzw. Beisetzungsfeiern - dazu gehört 

auch ein sich auf dem Friedhof bewegende Trauerzug - Arbeiten auszuführen. 

(3) Der Kirchenvorstand kann Ausnahmen zulassen, soweit die Interessen Anderer nicht beeinträch-

tigt werden. Der Kirchenvorstand kann für die Ordnung auf dem Friedhof weitere Bestimmungen 

erlassen. 

(4) Besondere Veranstaltungen auf dem Friedhof bedürfen der Genehmigung des Kirchenvorstandes. 

 
§ 6 

Dienstleistungen / Gewerbliche Tätigkeiten 
 

(1) Dienstleistungserbringer (Bildhauer, Steinmetze, Gärtner, Bestatter, usw.) haben die für den 

Friedhof geltenden Bestimmungen zu beachten. 

(2) Tätig werden dürfen nur solche Dienstleistungserbringer, die fachlich geeignet und in betriebli-

cher und personeller Hinsicht zuverlässig sind. 

(3) Dienstleistungserbringern kann die Ausübung ihrer Tätigkeit von der Friedhofsverwaltung auf Zeit 

oder auf Dauer untersagt werden, wenn der Dienstleistungserbringer trotz vorheriger Mahnung ge-

gen für den Friedhof geltende Bestimmungen verstoßen hat. Bei einem schwerwiegenden Verstoß ist 
eine Mahnung entbehrlich. 

(4) Die für die Arbeiten erforderlichen Werkzeuge und Materialien dürfen auf dem Friedhof nur vo-

rübergehend und nur an Stellen gelagert werden, an denen sie nicht hindern oder andere Friedhofs-

besucher und -benutzer gefährden. Die Arbeits- und Lagerplätze sind nach Beendigung der Tagesar-

beit zu säubern und in einem ordnungsgemäßen Zustand zu verlassen bzw. bei Unterbrechung der 

Tagesarbeit so herzurichten, dass eine Behinderung und Gefährdung Anderer ausgeschlossen ist. 

Dienstleistungserbringer dürfen auf dem Friedhof keinen Abraum (z.B. abgeräumte Grabsteine, Ein-

fassungen, Fundamente und sonstigen Bauschutt) zurücklassen. Wird dies nicht beachtet, kann die 

Friedhofsverwaltung nach erfolgloser Aufforderung - im Wiederholungsfall oder bei unmittelbarer 

Gefahr auch ohne Aufforderung - die Entsorgung auf Kosten des Verursachers veranlassen. Geräte 
und Materialien der Dienstleistungserbringer dürfen nicht in oder an den Wasserstellen des Friedho-

fes gereinigt werden. 

(5) Dienstleistungserbringer haften dem Friedhofsträger für alle Schäden, die sie im Zusammenhang 

mit ihrer Tätigkeit auf dem Friedhof schuldhaft verursachen.  
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III - Bestattungs-/Beisetzungsvorschriften 
 

Grundsätzlich gelten alle Bestimmungen dieser Friedhofsordnung in gleicher Weise für Erdbestattun-

gen wie auch für Aschenbeisetzungen, sofern in der jeweiligen Bestimmung keine entsprechende 

Unterscheidung geregelt wird. 

 
§ 7 

Anmeldung einer Bestattung/Beisetzung 
 

(1) Die Inanspruchnahme des Friedhofes und seiner Einrichtungen für eine Bestattung/Beisetzung ist 

rechtzeitig bei der Friedhofsverwaltung unter Vorlage der gesetzlich vorgeschriebenen Unterlagen 

schriftlich anzumelden. Die Friedhofsverwaltung kann dazu das Ausfüllen der von ihr vorgehaltenen 

Formulare verlangen. Bei der Anmeldung ist mitzuteilen, wenn eine andere Person als der/die zu-

ständige Pastor/in die Bestattung/Beisetzung leiten und/oder weitere Personen dabei gestaltend 

mitwirken sollen. Ebenso ist mitzuteilen, wenn besondere oder unübliche Abläufe der Bestat-

tung/Beisetzung und Trauerfeier vorgesehen sind. Dies gilt insbesondere für Bestattun-

gen/Beisetzungen nach anderen als christlichen Ritualen und Abläufen. 

(2) Bei fehlenden oder unvollständigen Unterlagen oder bei Zweifeln der Friedhofsverwaltung an der 

Berechtigung zur Ausübung eines Nutzungsrechts kann die Inanspruchnahme einer Grabstätte so 
lange verweigert werden, bis erforderliche und geeignete Unterlagen vollständig beigebracht sind 

bzw. die Berechtigung zur Ausübung des Nutzungsrechtes nachgewiesen ist. Etwaige Folgen oder 

Kosten aus einer dadurch möglicherweise entstehenden Verzögerung der Bestattung/Beisetzung 

gehen nicht zu Lasten der Kirchengemeinde oder der Friedhofsverwaltung.  

Der Kirchenvorstand kann Personen, die die Bestattung/Beisetzung leiten bzw. dabei gestaltend mit-

wirken sollen, ablehnen, wenn sie verletzende Äußerungen gegen den christlichen Glauben oder die 

evangelische Kirche getan oder in anderer Weise gegen die Würde eines Friedhofes verstoßen haben 

und eine Wiederholung für möglich bzw. wahrscheinlich gehalten wird. Ebenso kann der Kirchenvor-

stand Handlungen und Rituale bei der Bestattung/Beisetzung und Trauerfeier untersagen, wenn sie 

gegen den christlichen Glauben oder die evangelische Kirche oder in anderer Weise gegen die Men-
schenwürde oder die Würde eines Friedhofes verstoßen. 

(3) Der Zeitpunkt der Bestattung/Beisetzung wird nach interner Regelung vom Kirchenvorstand, dem 

Pfarramt oder der Friedhofsverwaltung festgesetzt. Im Zweifelsfall entscheidet der Kirchenvorstand. 

Wünsche der Angehörigen werden nach Möglichkeit berücksichtigt. 

 

§ 8 
Särge / Urnen 

 
(1) Erdbestattungen sind nur in geschlossenen, feuchtigkeitshemmenden Särgen zulässig. Von dieser 

Sargpflicht kann die untere Gesundheitsbehörde Ausnahmen zulassen, wenn in der zu bestattenden 
Person ein wichtiger Grund vorliegt und ein öffentlicher Belang nicht entgegensteht. 

(2) Für Erdbestattungen darf kein Sarg verwendet werden, der geeignet ist, nachhaltig die physikali-

sche, chemische oder biologische Beschaffenheit des Bodens oder des Grundwassers zu verändern 

oder der die Verwesung der Leiche nicht innerhalb der festgesetzten Ruhefrist ermöglicht. 

(3) Die Särge dürfen höchstens 2,05 m lang, 0,65 m hoch und im Mittelmaß 0,65 m breit sein. Für 

größere Särge ist bei der Anmeldung der Bestattung die Zustimmung der Friedhofsverwaltung einzu-

holen. 

(4) Für Sargauskleidungen, Leichenhüllen und Leichenbekleidung gelten die Anforderungen des Ab-

satzes 2 entsprechend. 

(5) Es dürfen keine Urnen, Überurnen oder Schmuckurnen verwendet werden, die aus Kunststoffen 
oder sonstigen nicht verrottbaren Werkstoffen hergestellt oder die geeignet sind, nachhaltig die phy-

sikalische, chemische oder biologische Beschaffenheit des Bodens oder des Grundwassers zu verän-

dern. 
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§ 9 
Ruhezeit 

 
(1) Die Ruhezeit ist die Dauer, während der grundsätzlich nicht in den Ruhebereich eines/einer Be-

statteten/Beigesetzten eingegriffen werden darf. 

(2) Die Ruhezeit für Leichen beträgt bei Verstorbenen ab dem 6. Lebensjahr 30 Jahre, in allen ande-

ren Fällen 20 Jahre. 

(3) Die Ruhezeit für Aschen beträgt 30 Jahre. 

 
§ 10 

Ausgrabungen und Umbettungen 
 

(1) Die Totenruhe darf grundsätzlich nicht gestört werden. Die Entscheidung über eventuelle Ausgra-

bungen und Umbettungen liegt jedoch nach den maßgeblichen Gesetzen und Vorschriften außerhalb 

der Befugnisse des Friedhofsträgers bei staatlichen Dienststellen (untere Gesundheitsbehörde, rich-

terliche Anordnung). 

(2) Sind nach diesen Bestimmungen Ausgrabungen genehmigt oder angeordnet worden, gelten für 

deren Ausführung folgende Regelungen: 

Die beabsichtigte Graböffnung und Ausgrabung ist bei der Friedhofsverwaltung anzumelden. 
Die von der zuständigen Behörde schriftlich ausgestellte Genehmigung zur Graböffnung und Ausgra-

bung ist der Friedhofsverwaltung vorzulegen. 

 

 

Die nutzungsberechtigte Person der Grabstätte hat eine schriftliche Erklärung abzugeben, dass alle 

aufgrund dieser Maßnahme entstehenden Kosten - dazu gehören auch die Kosten, die aufgrund die-

ser Ausgrabung durch eventuelle Beeinträchtigungen und Beschädigungen an Nachbargrabstätten 

oder Friedhofsanlagen entstehen - von ihr übernommen werden. 

Der Zeitpunkt der Ausgrabungsarbeiten ist mit der Friedhofsverwaltung abzustimmen. Die Arbeiten 

dürfen nur im Beisein und unter der Aufsicht einer dafür von der Friedhofsverwaltung benannten 
Person vorgenommen werden, die auch hinsichtlich Grablage, Einhaltung von Sicherheitsbestim-

mungen, Lagerung des Grabaushubs und sonstiger weiterer Friedhofsvorschriften weisungsbefugt ist. 

Es liegt in der Entscheidung der Friedhofsverwaltung, ob Mitarbeiter des Friedhofes für die Durchfüh-

rung der Ausgrabungsarbeiten zur Verfügung stehen. Ansonsten hat die die Ausgrabung veranlas-

sende Person selbst und auf eigene Kosten für Hilfskräfte zu sorgen. Die Bereitstellung von Arbeitsge-

rät ist mit der Friedhofsverwaltung abzustimmen. 

Sofern die Genehmigungsbehörde in ihrem Bescheid keine oder keine andere Bestimmung getroffen 

hat, sind die Arbeiten außerhalb der Öffnungszeiten des Friedhofes abschließend auszuführen. So-

fern dies nicht eingehalten werden kann oder trotz Schließung ein tatsächlicher Zugang für Unbefug-

te möglich ist, sind rechtzeitig weiträumige Absperrmaßnahmen vorzunehmen und deren Einhaltung 
sicherzustellen. 

Die Grabstelle ist nach Abschluss der Arbeiten wieder ordnungsgemäß zu verfüllen und sämtliche an 

der Umgebung der Grabstelle oder an Friedhofseinrichtungen entstandenen Beeinträchtigungen zu 

beseitigen. Hinsichtlich der Wiederherrichtung der Grabstätte und deren Gestaltung gelten die all-

gemeinen Bestimmungen für den Friedhof bzw. den betroffenen Friedhofsbereich. 

(3) Bei Ausgrabungen aufgrund behördlicher oder richterlicher Anordnung ersetzt die Anordnungs-

verfügung den Genehmigungsbescheid nach Absatz 2 Ziffer 2. 

(4) Der Ablauf der Ruhe- und der Nutzungszeit wird durch eine Ausgrabung und Umbettung nicht 

unterbrochen oder gehemmt. 

(5) Grabmale, andere Anlagen, ihr Zubehör und Pflanzen können umgesetzt werden, wenn Gestal-
tungsbestimmungen des neuen Grabfeldes dem nicht entgegenstehen. 
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IV – Grabstätten 
 

§ 11 
Allgemeines 

 
11/01 - Geltungsbereich 
Diese nachfolgenden Bestimmungen haben für alle Grabstätten dieses Friedhofes Gültigkeit, sofern 

nicht in den speziellen Bestimmungen zu den jeweiligen Grabarten abweichende Regelungen festge-

legt sind. 
 

11/02 - Grabstätte / Grabstelle 
(1) Eine Grabstätte ist ein bestimmter nach Lage und Größe festgelegter Teil des Friedhofes, der ei-

ner bestimmten nutzungsberechtigten Person für Bestattungs- und Beisetzungszwecke zur Verfügung 

steht. Eine Grabstätte bildet eine rechtliche Einheit und kann je nach Grabart aus einer oder mehre-

ren Grabstellen bestehen. 

(2) Eine Grabstelle ist der für die jeweilige Belegung vorgesehene Teil einer Grabstätte. 

 

11/03 - Rechte an Grabstätten 
(1) Alle Grabstätten bleiben im Eigentum des Friedhofsträgers. An ihnen werden nur öffentlich-
rechtliche Nutzungsrechte nach Maßgabe dieser Friedhofsordnung verliehen. Das Nutzungsrecht an 

einer Grabstätte kann jeweils nur einer einzelnen Person (Nutzungsberechtigte) zustehen, jedoch 

nicht mehreren Personen zugleich. 

(2) Rechte an einer neuen Grabstätte können nur beim Todesfall erworben werden und nur von Per-

sonen, die ihren Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt im Gebiet der Kirchengemeinde haben oder 

Personen mit den Voraussetzungen nach § 1 Abs. 2 bestatten bzw. beisetzen lassen wollen.  

Der Kirchenvorstand kann in besonderen Fällen Ausnahmen zulassen. Der Übergang bzw. die Über-

tragung bestehender Nutzungsrechte wird von dieser Ortsbindung nicht berührt. 

(3) Ein Anspruch auf Zuweisung des Nutzungsrechtes an einer Grabstätte einer bestimmten Grabart 

oder in bestimmter Lage besteht nicht. Maßgeblich sind die zur Verfügung stehenden freien Grab-
stätten. Ebenso besteht bei bereits bestehenden Nutzungsrechten an Grabstätten kein Anspruch auf 

Unveränderlichkeit der Umgebung. 

(4) Für den Erwerb des Nutzungsrechtes werden Gebühren nach der jeweils geltenden Friedhofsge-

bührenordnung erhoben.  

 

11/04 - Nutzungsrecht / Nutzungszeit 
(1) Das Nutzungsrecht beinhaltet Rechte und Pflichten der nutzungsberechtigten Person, die sich im 

Einzelnen aus den Bestimmungen dieser Friedhofsordnung ergeben. Das Nutzungsrecht entsteht mit 

der Zulassung einer Bestattung bzw. Beisetzung in dieser Grabstätte, ansonsten aufgrund einer ent-

sprechenden schriftlichen Bestätigung (Graburkunde/Gebührenbescheid/…) der Friedhofsverwal-
tung. Nutzungsberechtigte Personen haben jede Änderung ihrer Anschrift der Friedhofsverwaltung 

mitzuteilen. 

(2) Die Nutzungszeit ist die Zeit, für die ein Nutzungsrecht an einer Grabstätte besteht. 

(3) Die Dauer der Nutzungszeit, die Möglichkeiten zu deren Verlängerung sowie die sich aus dem 

Nutzungsrecht ergebenden Rechte und Pflichten der nutzungsberechtigten Personen sind in den 

Bestimmungen zu den jeweiligen Grabarten geregelt.  

 

 

 

11/05 - Übergang / Übertragung von Nutzungsrechten 
(1) Die nutzungsberechtigte Person kann zu ihren Lebzeiten ihr Nutzungsrecht auf eine der in § 11/08 

Abs. 2 genannten Personen übertragen. Zur Rechtswirksamkeit der Übertragung sind schriftliche 

Erklärungen der bisherigen und der vorgesehenen neuen nutzungsberechtigten Person sowie die 

schriftliche Genehmigung der Friedhofsverwaltung erforderlich. 
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(2) Für eine Nachfolge im Nutzungsrecht nach dem Tode der nutzungsberechtigten Person soll diese 

der Friedhofsverwaltung schriftlich mitteilen, auf welche ihrer berechtigten Angehörigen das Nut-

zungsrecht nach ihrem Tode übergehen soll. Eine schriftliche Einverständniserklärung des Rechts-

nachfolgers oder der Rechtsnachfolgerin ist beizubringen. 

(3) Hat die nutzungsberechtigte Person nicht bestimmt, auf wen das Nutzungsrecht nach ihrem Tode 

übergehen soll, so geht das Nutzungsrecht mit dem Zeitpunkt des Todes an die nach § 11/08 Abs. 2 

berechtigten Angehörigen in der dort genannten Reihenfolge über. Dabei steht das Nutzungsrecht 

innerhalb der einzelnen Gruppen der jeweils ältesten Person zu. Ist der Rechtsnachfolger bzw. die 

Rechtsnachfolgerin nicht daran interessiert, das Nutzungsrecht zu behalten, so kann er bzw. sie das 
Nutzungsrecht auf eine andere der in § 11/08 Abs. 2 genannten Personen oder, wenn eine solche 

nicht vorhanden ist, auf eine Person übertragen, die aufgrund seines bzw. ihres jetzt erhaltenen Nut-

zungsrechts nun berechtigt geworden ist. Für die Übertragung gilt Abs. 1 entsprechend. 

(4) Die Friedhofsverwaltung ist nicht verpflichtet, die Richtigkeit von Erklärungen über familiärer Zu-

sammenhänge und angeblich getroffene Vereinbarungen zu überprüfen; etwaige daraus entstehen-

de Streitigkeiten sind zwischen den betroffenen Personen zu regeln. Bei unklarer Rechtslage kann die 

Friedhofsverwaltung über die betroffene Grabstätte ein vorläufiges Verfügungsverbot bis zur Klärung 

der Rechtsverhältnisse verhängen. 

 

11/06 - Grabmaße 
(1) Die Größe der Grabstätten und Grabstellen ergibt sich aus den Bestimmungen der jeweiligen 

Grabart und aus einem eventuellen Gestaltungsplan des Friedhofes. Es handelt sich dabei stets um 

die Maße für neu anzulegende Grabstätten und Grabstellen. Wo diese Maße bei bestehenden Grab-

stätten und Grabstellen nicht erreicht werden, bleibt es bei den bisherigen Grabmaßen, sofern diese 

im Einzelfall vertretbar sind. 

(2) Die Mindesttiefe eines Grabes beträgt von der Oberkante Sarg bis Erdoberfläche (ohne Grabhü-

gel) 0,90 m, von der Oberkante Urne bis Erdoberfläche 0,50 m. Die Gräber für Erdbestattungen müs-

sen durch mindestens 0,30 m starke Erdwände voneinander getrennt sein.  

(3) Bei der Anlegung der Grabstätte, insbesondere bei der Anbringung einer festen Einfassung oder 

dem Aufstellen eines Grabmales, sind die Gestaltungsvorschriften und der Gestaltungsplan zu beach-
ten. Im Zweifelsfall sind die Abmessungen der Grabstätte mit der Friedhofsverwaltung abzustimmen. 

Bei falscher Anlegung der Grabstätte ohne eine derartige Abstimmung oder bei einer Anlegung ent-

gegen evtl. erhaltener Anweisungen kann eine Änderung oder Beseitigung der angebrachten Anlagen 

entsprechend § 18 Abs. 2 verlangt werden. 

 

11/07 - Ausheben der Gräber 
(1) Gräber dürfen nur mit Auftrag der Friedhofsverwaltung und nur von Personen bzw. Dienstleistern 

ausgehoben und zugefüllt werden, die dafür vom Kirchenvorstand bzw. der Friedhofsverwaltung 

bestimmt oder zugelassen sind. Eventuell ortsübliche ehrenamtliche Nachbarschaftshilfe oder der-

gleichen gilt dabei grundsätzlich als zugelassen, sofern eine gemäß Satz 1 benannte Person die ver-
antwortliche Aufsicht führt. 

(2) Vor Beginn der Arbeiten zum Ausheben des Grabes hat die nutzungsberechtigte Person eventuel-

les Zubehör der Grabstätte (Grabmal, Einfassung, bauliche Anlagen) auf ihre Kosten entfernen zu 

lassen. Über den Umfang bzw. das Erfordernis entscheidet die nach Abs. 1 verantwortliche Person, 

im Zweifelsfall die Friedhofsverwaltung. Kommt die nutzungsberechtigte Person dieser Verpflichtung 

nicht nach, kann die Friedhofsverwaltung diese Arbeiten auf Kosten der nutzungsberechtigten Person 

ausführen lassen oder das Ausheben des Grabes und damit ggfs. den vorgesehenen Bestattungster-

min zurückstellen. Ein Anspruch auf unbeschädigte Wiederverwendung herausgenommener Pflanzen 

besteht nicht. 

(3) Für die vorübergehende Lagerung des Grabaushubes anlässlich einer Bestattung können bei Be-
darf benachbarte Grabstätten in Anspruch genommen werden. Dort vorhandene Bepflanzung kann 

zu diesem Zweck kurzfristig entfernt, pflanzengerecht gelagert und anschließend wieder eingebracht 

werden. Die betroffene nutzungsberechtigte Person hat diese vorübergehende Beeinträchtigung 

ihrer Grabstätte zu dulden. 
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11/08 - Bestattungs-/Beisetzungsberechtigte 
(1) Je Grabstelle darf grundsätzlich nur eine Leiche oder eine Asche bestattet bzw. beigesetzt wer-

den, sofern sich aus den Bestimmungen dieser Friedhofsordnung zu bestimmten Grabarten keine 

anderen Regelungen ergeben. Eine verstorbene Mutter und ihr gleichzeitig bei oder kurz nach der 

Geburt verstorbenes Kind oder zwei bis zum vollendeten 5. Lebensjahr verstorbene Kinder - auch 

Fehlgeborene und Ungeborene - dürfen zusammen in einer Grabstelle bestattet bzw. beigesetzt 

werden.  

(2) In einer Grabstätte dürfen die nutzungsberechtigte Person und folgende ihrer Angehörigen be-

stattet bzw. beigesetzt werden: 
a) Ehegatte/in sowie Lebenspartner/in nach dem Gesetz über die eingetragene Lebenspartnerschaft 

b) Kinder, Stiefkinder sowie deren Ehegatten 

c) Enkel in der Reihenfolge der Berechtigung ihrer Mütter oder Väter 

d) Eltern 

e) Geschwister 

f) Stiefgeschwister 

g) die nicht unter Buchst. a) bis f) fallenden Erben 

(3) Grundsätzlich entscheidet die nutzungsberechtigte Person, welche der berechtigten Personen 

bestattet bzw. beigesetzt wird. Kann nach dem Tode einer nach a) bis g) berechtigten Person die 

Entscheidung der an der Grabstätte nutzungsberechtigten Person nicht rechtzeitig vor der Bestattung 
bzw. Beisetzung erlangt werden, so ist die Friedhofsverwaltung nach pflichtgemäßer Prüfung berech-

tigt, die Bestattung bzw. Beisetzung im angenommenen Sinne der nutzungsberechtigten Person zu-

zulassen oder - wenn Zweifel an dieser Annahme bestehen - abzulehnen. Die nutzungsberechtigte 

Person kann diese Entscheidung der Friedhofsverwaltung später nicht anfechten. Die Bestattung 

bzw. Beisetzung anderer, auch nichtverwandter Personen bedarf eines Antrages der nutzungsbe-

rechtigten Person und der Genehmigung der Friedhofsverwaltung. 

 

11/09 - Arten von Grabstätten 
Folgende Arten von Grabstätten werden unterschieden: 

• Reihengrabstätten (§ 12)  

• Wahlgrabstätten (§ 13)  

• Gemeinschaftsgrabstätten (§ 14)  

In allen Grabarten für Särge können Kindersarggrabstätten für bis zum vollendeten 5. Lebensjahr 

verstorbene Kinder sowie für fehlgeborene und ungeborene Kinder eingerichtet werden.  

 
§ 12 

Reihengrabstätten 
 

Reihengrabstätten werden z.Z. nicht angelegt. 

 

§ 13 
Wahlgrabstätten 

 
(1) Wahlgrabstätten sind Grabstätten, an denen gewisse Wahlmöglichkeiten hinsichtlich Lage, Größe 

und Dauer des Nutzungsrechts im Rahmen der durch diese Friedhofsordnung vorgegebenen Bestim-

mungen bestehen. 
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(2) Wahlgrabstätten werden mit einer oder mehreren Grabstellen vergeben, als … 

a) Grabstätte, 

je Grabstelle zur Bestattung einer Leiche von Verstorbenen ab dem 6. Lebensjahr oder 2 Kinderlei-

chen bis zum 6. Lebensjahr (gilt auch für Tot- und Ungeborene), zusätzlich in jedem Fall zur Beiset-

zung von bis zu 2 Aschen; die Bestattung von Leichen ist nicht mehr möglich, wenn durch das Aushe-

ben des Grabes der Ruhebereich einer bereits beigesetzten Asche oder bestatteten Kinderleiche ge-

stört würde. 

b) Kindergrabstätte, 

je Grabstelle für die Bestattung einer Kinderleiche bis zum vollendeten 5. Lebensjahr oder eines fehl- 
bzw. ungeborenen Kindes 

(3) Für die Urnenbestattung werden keine besonderen Grabstätten angelegt. Alle Bestimmungen 

dieser Ordnung sind entsprechend anzuwenden. 

(4) Die Maße für Wahlgrabstätten betragen mindestens 2,50 m mal 1,20 m. Einzelgrabstätten für 

Kinder bis zum vollendeten 5. Lebensjahr können an besonders dafür vorgesehenen Plätzen des 

Friedhofes auch kleiner angelegt werden. Im Einzelnen ist der Gestaltungsplan für den Friedhof maß-

gebend. 

(4) Hinsichtlich der Gestaltung der Grabstätten sind die Bestimmungen des Abschnittes V maßge-

bend. 

(5) Die Dauer eines erstmalig verliehenen Nutzungsrechts beträgt 30 Jahre, bei Kindergrabstätten 20 
Jahre, jeweils vom Tage der Verleihung an gerechnet; sie gilt jedoch in allen Fällen der Beendigung im 

Ablaufjahr stets bis zum Jahresende. 

(6) Die erforderlichen Ruhezeiten in einer Grabstätte bestimmen die Dauer der Nutzungszeit. Daher 

verlängern sich durch jede Bestattung bzw. Beisetzung innerhalb der Grabstätte die evtl. nicht aus-

reichende Nutzungszeit und damit auch das Nutzungsrecht bis zum Ablauf der längsten Ruhezeit, und 

zwar für die gesamte Grabstätte. 

(7) Über die nach Abs. 6 erforderliche Nutzungszeit hinaus kann das Nutzungsrecht - mit Ausnahme 

der Fälle nach § 3 Abs. 2 - auf Antrag der nutzungsberechtigten Person um Zeiträume von jeweils 5 

Jahren (5, 10, 15 Jahre usw.) verlängert werden, jedoch jeweils höchstens um die Zeit eines neuen 

Nutzungsrechtes gem. Abs. 5. Die Friedhofsverwaltung ist nicht verpflichtet, bei Ablauf des Nutzungs-
rechts zur rechtzeitigen Stellung eines Verlängerungsantrages aufzufordern. Der Kirchenvorstand 

kann in begründeten Fällen - z.B. bei planerischen oder gestalterischen Maßnahmen - Grabstätten 

von der Verlängerung ausschließen, die Verlängerung zeitlich begrenzen oder von der Einhaltung 

bestimmter Voraussetzungen abhängig machen. 

(8) Das Nutzungsrecht an Wahlgrabstätten ohne aktive Ruhezeiten kann jederzeit zurückgegeben 

werden, an teilbelegten Grabstätten erst nach Ablauf der letzten Ruhezeit. Die Rückgabe ist grund-

sätzlich nur für die gesamte Grabstätte zulässig; die Friedhofsverwaltung kann Ausnahmeregelungen 

treffen. Bei der Rückgabe von Nutzungsrechten an Wahlgrabstätten besteht kein Anspruch auf ir-

gendwelche Gebührenerstattung. Der Kirchenvorstand kann in Härtefällen Ausnahmen beschließen. 

 
 

§ 14 
Gemeinschaftsgrabstätten 

 
Gemeinschaftsgrabstätten werden z.Z. nicht angelegt. 

 

V - Anlage und Pflege der Grabstätten 
 

Dieser Abschnitt V gilt für alle Grabstätten des Friedhofes, sofern nicht für bestimmte Grabarten oder 

Friedhofsbereiche ausdrücklich abweichende Bestimmungen gefasst sind. 
 
 
 
 



- 725 - 

§ 15 
Anlegungsgrundsätze 

 

(1) Grabstätten sind innerhalb von 6 Monaten nach der Belegung durch die nutzungsberechtigte 

Person als Grabstätte erkennbar herzurichten und zumindest für die Dauer bestehender Ruhezeiten 

angemessen instand zu halten. Die Art der Herrichtung wird in den Bestimmungen der jeweiligen 

Grabart geregelt. Werden Nutzungsrechte ohne sofortige Belegung im Voraus erworben oder über-

schreitet das Nutzungsrecht den Ablauf aller Ruhezeiten, ist diese Herrichtung bzw. Erhaltung als 

erkennbare Grabstätte nicht zwingend erforderlich; der Kirchenvorstand kann für die Pflege derarti-
ger Flächen jedoch besondere Gebührenregelungen treffen.  

(2) Grabstätten sind so zu gestalten und an die Umgebung anzupassen, dass der Friedhofszweck und 

die Würde des Friedhofs in seinen einzelnen Teilen und in seiner Gesamtanlage gewahrt werden. 

Grabstätten sind ebenerdig anzulegen, allenfalls geringfügig höher als das Niveau der angrenzenden 

oder nächsten Wege. Auf Dauer angelegte Grabhügel sind nicht zulässig. 

(3) Bei der Anlegung einer Grabstätte darf die zulässige Grabstättengröße nicht überschritten wer-

den. Gärtnerische und sonstige Anlagen außerhalb dieser Abmessungen sind den Inhabern von 

Grabnutzungsrechten nicht gestattet, sondern ausschließlich dem Friedhofsträger vorbehalten.  

 
§ 16 

Grabpflege, Grabbepflanzung, Grabschmuck 
 
(1) Für die Anlage und Pflege der Grabstätten sind die jeweils nutzungsberechtigten Personen zu-
ständig; die Anlage und Pflege der Rasengrabstätten und Gemeinschaftsgrabstätten obliegt der 
Friedhofsverwaltung. Der Friedhofsträger ist nicht verpflichtet, Vorkehrungen zur Verhütung von 
Schäden durch fremde Personen und durch Tiere zu treffen. 
(2) Grabstätten dürfen nur mit Gewächsen bepflanzt werden, durch die benachbarte Grabstätten 
und öffentliche Anlagen nicht beeinträchtigt werden. Das Pflanzen von Bäumen ist nicht gestattet. 
Sträucher dürfen nur angepflanzt werden, wenn sie ihrer Art nach eine Höhe von ca. 1,00 m nicht 
überschreiten werden. Ansonsten sind sie bei Überschreiten auf diese Höhe zurückzuschneiden oder 
zu entfernen. Die Bepflanzung darf seitlich nicht über die Grabstättengröße hinauswachsen. Sind auf 
einer Grabstätte ausnahmsweise z.B. mit Zustimmung des Kirchenvorstandes oder aufgrund früherer 
Zulässigkeit oder Duldung Bäume oder Büsche vorhanden, die die vorstehend festgelegte maximale 
Höhe überschreiten, andererseits aber das Gesamtbild des Friedhofes entscheidend prägen, kann der 
Kirchenvorstand die Rechte an solche Grabstätten mit Einschränkungen belegen, indem diese Objek-
te nur mit Zustimmung des Kirchenvorstandes entfernt oder entscheidend verändert werden dürfen. 
(3) Grabbepflanzung und Grabschmuck dürfen nur aus natürlichen Pflanzen bestehen. Kunststoffe 
und sonstige nicht verrottbare Stoffe dürfen in Kränzen, Gebinden und Gestecken und in sonstigem 
Grabschmuck sowie bei Pflanzenanzuchtbehältern, die an der Pflanze verbleiben, nicht verwandt 
werden bzw. sie dürfen ebenso wie Verpackungsmaterial und Transportbehälter aus diesen Stoffen 
(z.B. Tragebeutel, Paletten, Töpfe u.ä.) nicht in die Friedhofsabfälle gelangen, sondern sind mitzu-
nehmen, soweit keine entsprechende Entsorgungsmöglichkeit angeboten wird. Verpackungsmaterial 
und Transportbehälter aus diesen Stoffen (z.B. Tragebeutel, Paletten, Töpfe, u.ä.) dürfen nicht in die 
Friedhofsabfälle gelangen, sondern sind wieder mitzunehmen. Die Verwendung von Pflanzenschutz- 
und Wildkrautbekämpfungsmitteln sowie von biologisch nicht abbaubaren Reinigungsmitteln für 
Grabmale und andere Anlagen ist nicht gestattet. Unansehnliche Behälter für Schnittblumen wie z.B. 
Blechdosen, Glasbehälter und Flaschen o.ä. sollen möglichst nicht verwandt werden; sie sind zumin-
dest durch Einlassen in die Erde unsichtbar zu halten. Zu entfernende Pflanzen und unansehnlich 
gewordener Grabschmuck sind an den dafür vorgesehenen Plätzen abzulegen. Eine evtl. vorgesehe-
ne Abfallsortierung ist zu beachten. 
(4) Grabeinfassungen können aus natürlichen Pflanzen oder festem Material bestehen, sofern in 

besonderen Gestaltungsvorschriften bestimmter Grabarten oder Friedhofsbereiche nicht etwas An-

deres bestimmt ist. Natürliche Pflanzen sind durch Beschneiden innerhalb der Grababmessungen und 

möglichst niedrig zu halten. Feste Einfassungen sind nur aus Naturstein zugelassen. Feste Einfassun-
gen sollen in Material und Gestaltung eine harmonische Einheit mit einem eventuellen Grabmal bil-

den. 
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(5) Grabvollabdeckungen und -teilabdeckungen aus festem Material - das sind Grabplatten oder auch 

Abdeckungen mit Kies oder Splitt - sind unerwünscht. Sollen solche Abdeckungen trotzdem aufge-

bracht werden, dürfen diese nur aus Naturstein bestehen. Abdeckungen mit anderen festen Materia-

lien sind nicht zugelassen. Beim Belegen der Grabstätte mit Kies oder Splitt anstelle einer Bepflan-

zung darf kein luft- und wasserundurchlässiger Unterbau angelegt werden. 

 
§ 17 

Vernachlässigung 
 
(1) Wird eine Grabstätte nicht den Vorschriften entsprechend angelegt oder über einen längeren 

Zeitraum oder wiederholt derart in der Pflege vernachlässigt, dass der Gesamteindruck dieses Fried-

hofsbereiches darunter leidet, oder wachsen Pflanzen über die Größe der Grabstätte hinaus oder 

wird die zulässige Höhe der Bepflanzung überschritten, hat die nutzungsberechtigte Person nach 

schriftlicher Aufforderung der Friedhofsverwaltung die Grabstätte innerhalb einer gesetzten Frist in 

Ordnung zu bringen.  

(2) Werden die beanstandeten Mängel nicht in der gesetzten Frist beseitigt, kann die Friedhofsver-

waltung die Beeinträchtigungen auf Kosten der nutzungsberechtigten Person beseitigen oder die 

Grabstätte einebnen und begrünen lassen. Die Pflege solcher eingeebneter und begrünter Grabstät-

ten erfolgt bis zu einer möglichen Neuanlegung durch die nutzungsberechtigte Person durch den 
Friedhofsträger auf Kosten der nutzungsberechtigten Person. Grabmale werden dabei nach Möglich-

keit unter Beachtung der an die Standsicherheit zu stellenden Anforderungen erhalten. Der Kirchen-

vorstand ist darüber hinaus berechtigt, das Nutzungsrecht an der Grabstätte ohne Entschädigung 

einzuschränken oder bei nicht belegten Grabstätten auch zu entziehen, sofern die nutzungsberech-

tigte Person unter Darlegung der Gründe und unter Fristsetzung hierauf hingewiesen wurde. 

(3) Ist die nutzungsberechtigte Person nicht bekannt oder nicht ohne besonderen Aufwand zu ermit-

teln, wird durch eine öffentliche Bekanntmachung auf die Verpflichtung zur Herrichtung und Pflege 

hingewiesen. Außerdem kann die unbekannte nutzungsberechtigte Person durch ein Hinweisschild 

auf der Grabstätte aufgefordert werden, sich mit der Friedhofsverwaltung in Verbindung zu setzen. 

Bleiben die öffentliche Aufforderung oder der Hinweis auf der Grabstätte länger als 3 Monate unbe-
achtet, kann die Friedhofsverwaltung entsprechend Abs. 2 verfahren. 

(4) Bei ordnungswidrigem Grabschmuck kann entsprechend den Bestimmungen der Abs. 2 und 3 

verfahren werden. 

 
VI - Grabmale und andere Anlagen 

 
§ 18 

Errichtung und Änderung 
 

(1) Grabmale dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Genehmigung des Kirchenvorstandes errichtet 
oder verändert werden. Die Genehmigung ist vor Aufstellung oder Änderung beim Kirchenvorstand 

schriftlich zu beantragen. Dem Antrag ist eine Zeichnung in einem geeigneten Maßstab beizufügen, 

aus der im Besonderen die Anordnung von Schrift und Symbol sowie alle wesentlichen Teile erkenn-

bar sind. Die Erteilung der Genehmigung setzt die Beachtung der Bestimmungen über die Gestaltung 

und Standsicherheit von Grabmalen - § 19 - voraus. Die Genehmigung ist während der Arbeiten auf 

dem Friedhof mitzuführen und auf Verlangen vorzuzeigen. Eine Genehmigung ist nicht erforderlich, 

wenn auf einem bereits vorhandenen Grabmal anlässlich einer weiteren Belegung lediglich zusätzli-

che Angaben in gleicher Ausführung wie die vorhandene Beschriftung angebracht werden sollen. 

(2) Entspricht die Ausführung eines errichteten oder veränderten Grabmals nicht der genehmigten 

Zeichnung und ist sie auch nicht genehmigungsfähig, setzt der Kirchenvorstand der nutzungsberech-
tigten Person eine angemessene Frist zur Beseitigung oder Abänderung des Grabmals. Nach ergeb-

nislosem Ablauf dieser Frist kann der Kirchenvorstand das Grabmal auf Kosten der nutzungsberech-

tigten Person entfernen lassen. Gleiches gilt auch bei nicht ordnungsgemäßer Gründung und Befesti-

gung des Grabmales. Die nutzungsberechtigte Person hat keinen Anspruch auf Erstattung oder sons-
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tige Entschädigung für etwaige vor Erteilung der Genehmigung oder in Abweichung von der Geneh-

migung erbrachte Leistungen. Die Bestimmungen § 20 Abs. 3 gelten entsprechend. 

(3) Die Errichtung und Veränderung aller sonstigen baulichen Anlagen - ausgenommen feste Grabein-

fassungen im üblichen Umfang, sofern nicht besondere gestalterische Bestimmungen dem entgegen-

stehen - bedarf ebenfalls der vorherigen schriftlichen Genehmigung des Kirchenvorstandes. Die Ab-

sätze 1 und 2 gelten entsprechend.  

 

§ 19 
Gestaltung und Standsicherheit 

 
(1) Grabmale und andere Anlagen sind so zu gestalten, dass sie keine Verunstaltung des Friedhofes 

bewirken oder Friedhofsbesucher in ihrer Andacht stören können. Sie dürfen sich ferner in ihrer Ges-

taltung nicht gegen den christlichen Glauben oder die evangelische Kirche oder in anderer Weise 

gegen die Menschenwürde und die Würde eines Friedhofes richten. Dies gilt gleichermaßen auch für 

eventuelle Symbole. Werkstattbezeichnungen dürfen nur unten an der Seite oder Rückseite in unauf-

fälliger Weise angebracht werden. Bei der Größe der Grabmale ist auf die Größe der Grabstätte 

Rücksicht zu nehmen. Unverhältnismäßig große Grabmale sind zu vermeiden. Das Grabmal soll sich 

harmonisch in das Gesamtbild des betroffenen Friedhofsbereiches eingliedern. Das Grabmal ist 

grundsätzlich auf der Westseite des Grabes mit der Schriftseite nach Osten aufzustellen. Der Kirchen-
vorstand kann für bestimmte Bereiche andere Bestimmungen erlassen. Wenn ein bestehendes 

Grabmal bei Inkrafttreten dieser Ordnung nicht dieser Standortbestimmung entspricht, ist dieser 

Zustand spätestens bei der nächsten Inanspruchnahme dieser Grabstätte herzustellen. Grabmale aus 

anderen Materialien als Naturstein (z.B. aus Zementmasse, Glas, Porzellan, Emaille, Blech, usw.) sind 

nicht gestattet. Grabmale, Stelen und Kreuze aus Holz sind zugelassen, sofern sie nur mit Holzim-

prägnierung behandelt werden. Schmiedeeiserne Kreuze sind zulässig, dürfen aber nur in Grautönen 

bzw. schwarz gestrichen werden. 

(2) Grabmale und sonstige bauliche Anlagen müssen verkehrssicher sein. Sie sind entsprechend ihrer 

Größe nach den allgemeinen Regeln der Baukunst zu fundamentieren und so zu befestigen, dass sie 

dauerhaft standsicher sind und auch beim Öffnen benachbarter Gräber nicht umstürzen oder sich 
senken können. Maßgebendes Regelwerk zur Auslegung der Regeln der Baukunst ist ausschließlich 

die aktuelle Fassung der „Richtlinie des Bundesinnungsverbandes des Deutschen Steinmetz-, Stein- 

und Holzbildhauerhandwerks (BIV)“. Die BIV-Richtlinie gilt für die Planung, Erstellung, Ausführung 

und jährliche Prüfung der Grabmalanlagen.  

(3) Grabmale oder sonstige bauliche Anlagen sind dauernd in verkehrssicherem Zustand zu erhalten. 

Hierfür ist die nutzungsberechtigte Person verantwortlich. Erscheint die Standsicherheit von Grabma-

len, anderen Anlagen oder Teilen davon gefährdet, ist die für die Unterhaltung verantwortliche nut-

zungsberechtigte Person verpflichtet, unverzüglich Abhilfe zu schaffen. Bei Gefahr im Verzuge kann 

die Friedhofsverwaltung auf Kosten der nutzungsberechtigten Person für den Einzelfall geeignete 

Sicherungsmaßnahmen treffen (z.B. Absperrungen, Umlegen von Grabmalen). Wird der ordnungs-
widrige Zustand trotz schriftlicher Aufforderung der Friedhofsverwaltung nicht innerhalb einer fest-

gesetzten angemessenen Frist beseitigt, ist die Friedhofsverwaltung berechtigt, die Grabmale, andere 

Anlagen oder Teile davon auf Kosten der nutzungsberechtigten Person zu entfernen. Ist die nut-

zungsberechtigte Person nicht bekannt oder ohne besonderen Aufwand nicht zu ermitteln, genügen 

als Aufforderung eine öffentliche Bekanntmachung und ein Hinweisschild auf der Grabstätte für die 

Dauer von einem Monat.  

 

§ 20 
Entfernung 

 
(1) Grabmale und andere Anlagen dürfen vor Ablauf der Nutzungszeit nur mit vorheriger Zustimmung 

der Friedhofsverwaltung entfernt werden.  
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(2) Nach Ablauf der Nutzungszeit sind Grabmale und sonstige Anlagen innerhalb einer Frist von 

3 Monaten, spätestens jedoch innerhalb einer nach Aufforderung durch die Friedhofsverwaltung 

gesetzten Frist durch die bisherige nutzungsberechtigte Person von der Grabstätte und vom Friedhof 

zu entfernen. Dazu gehören insbesondere auch Fundamente und eventuelle sonstige nicht sichtbare 

Teile baulicher Anlagen. Ausgenommen bleiben Grabmale und Anlagen, die gemäß § 21 für den 

Friedhof bzw. die Allgemeinheit als erhaltenswert festgestellt worden sind. Nach Ablauf dieser Fris-

ten kann der Kirchenvorstand die Räumung der Grabstätte und Entfernung der Grabmale und sonsti-

gen Anlagen auf Kosten der bisher nutzungsberechtigten Person veranlassen. Ist die nutzungsberech-

tigte Person nicht bekannt oder ohne besonderen Aufwand nicht zu ermitteln, genügen als Aufforde-
rung eine öffentliche Bekanntmachung und ein Hinweisschild auf der Grabstätte für die Dauer von 

drei Monaten.  

(3) Die Friedhofsverwaltung ist zur Aufbewahrung solcher abgeräumter Grabmale und sonstiger An-

lagen nicht verpflichtet. Der Friedhofsträger hat keinen Ersatz für diese Grabmale und sonstige Anla-

gen zu leisten. 

 

§ 21 
Grabmale mit Denkmalwert 

 

Grabmale mit allgemeinem Denkmalwert werden nach Möglichkeit von der Kirchengemeinde erhal-
ten. Einzelfälle werden durch Kirchenvorstandsbeschluss festgestellt. 

 
§ 22 

Grabgewölbe 
 

Grabgewölbe, Urnenkammern und Mausoleen dürfen nicht gebaut werden. Sind solche Anlagen bei 

Inkrafttreten dieser Ordnung vorhanden, so sind sie von der nutzungsberechtigten Person in einem 

ordnungsgemäßen und verkehrssicheren Zustand zu erhalten oder zu beseitigen. Im Übrigen gelten 

die Bestimmungen dieser Ordnung über Mängel an Grabmalen und deren Beseitigung entsprechend. 

 
VII - Leichengebäude/Trauerräume 

 
§ 23 

Leichenhalle 
 

- entfällt – 

§ 24 
Friedhofskapelle 

 

- entfällt - 
 

§ 25 
Trauerfeier in der Kirche 

 

(1) Für verstorbene Mitglieder der Kirchengemeinde und für verstorbene Personen, die zum Zeit-

punkt ihres Todes Mitglied einer der Arbeitsgemeinschaft christlicher Kirchen in Deutschland e.V. 

angehörenden Kirche oder kirchlichen Gemeinschaft waren, steht für die Trauerfeier die Kirche zur 

Verfügung.  

(2) Die Trauerfeier muss der Würde des Ortes entsprechen. Die Bestimmungen des § 7 sind sinnge-

mäß anzuwenden. 
(3) Die Aufstellung des Sarges kann versagt werden, wenn die verstorbene Person im Zeitpunkt des 

Todes an einer nach dem Infektionsschutzgesetz meldepflichtigen Krankheit gelitten oder bei ihr der 

Verdacht einer solchen Krankheit zu dem genannten Zeitpunkt bestanden hat oder wenn Bedenken 

wegen des Zustandes der Leiche bestehen. 
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(4) Der Kirchenvorstand kann in Abstimmung mit dem Pfarramt bei fehlenden Voraussetzungen nach 

Abs. 1 in begründeten Fällen Ausnahmen für die Benutzung der Kirche zulassen. 

VIII – Schlussbestimmungen 
 

§ 26 
Gebühren 

 

Für die Benutzung des Friedhofes und seiner Einrichtungen werden Gebühren nach der jeweils gel-

tenden Friedhofsgebührenordnung erhoben.  
 

§ 27 
Übergangsvorschriften 

 

(1) Diese Ordnung gilt für alle bestehenden Nutzungsrechte, vorbehaltlich der Bestimmungen des 

Absatzes 2. 

(2) Entsprechend den Regelungen voraufgegangener Friedhofsordnungen endeten Nutzungsrechte, 

die in der Zeit vom 01.01.1968 bis zum 31.12.1988 eingeräumt worden sind, jeweils 40 Jahre nach 

ihrer Ausgabe zum Jahresende. Diese Bestimmung gilt weiterhin. Über diesen Zeitpunkt hinaus kön-

nen die Nutzungsrechte an solchen Grabstätten nach Maßgabe dieser Ordnung verlängert werden. 
Geschieht dies nicht, kann die Kirchengemeinde über die Grabstätte verfügen.  

 

§ 28 
Inkrafttreten 

 

Diese Friedhofsordnung tritt nach der kirchenaufsichtlichen Genehmigung am Tage nach ihrer öffent-

lichen Bekanntmachung, frühestens jedoch am 01.12.2014 in Kraft. Gleichzeitig treten die Bestim-

mungen bisheriger Friedhofsordnungen der Kirchengemeinde außer Kraft, soweit in § 27 keine be-

sondere Regelung erfolgt ist. 

 
Ausfertigung und kirchenaufsichtliche Genehmigung: 

 

Die vorstehende Friedhofsordnung wurde beschlossen durch den Kirchenvorstand der Ev.-luth. Kir-

chengemeinde in Ochtelbur am 30.10.2014. 

Sie wird hiermit ausgefertigt und gilt gemäß § 66 Abs. 7 der Kirchengemeindeordnung als kirchenauf-

sichtlich genehmigt. 

 

Für den Kirchenkreisvorstand des Ev.-luth. Kirchenkreises Aurich:  

 

Aurich, den 18.11.2014 
 

Ev.-luth. Kirchenamt in Aurich  
 

 

Friedhofsgebührenordnung 
für den Friedhof der Evangelisch-lutherischen Kirchengemeinde Ochtelbur 

 
Gemäß § 5 der Rechtsverordnung über die Verwaltung kirchlicher Friedhöfe (Friedhofsrechtsverord-

nung) vom 13. November 1973 (KABl. 1974 S. 1) und § 26 der Friedhofsordnung für den Friedhof der 

Ev.-luth. Kirchengemeinde Ochtelbur hat der Kirchenvorstand folgende Friedhofsgebührenordnung 

beschlossen: 
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§ 1 – Allgemeines 
 
Für die Benutzung des Friedhofes und seiner Einrichtungen sowie für sonstige in § 6 aufgeführte Leis-

tungen der Friedhofsverwaltung werden Gebühren nach dieser Gebührenordnung erhoben. 

 

§ 2 – Gebührenschuldner 
 

(1) Gebührenschuldner der Benutzungsgebühr ist, 

1. wer die Bestattung oder sonstige gebührenpflichtige Leistung nach dieser Ordnung beantragt 
oder durch ihm zurechenbares Verhalten ausgelöst hat, 

2. wer das Nutzungsrecht an einer Grabstätte erworben oder verlängert hat, 

3. wer die Gebührenschuld gegenüber der Friedhofsverwaltung durch schriftliche Erklärung über-

nommen hat oder wer für die Gebührenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet. 

(2) Gebührenschuldner der Verwaltungsgebühr ist, 

1. wer die Verwaltungshandlung veranlasst oder in wessen Interesse sie vorgenommen wird, 

2. wer die Gebührenschuld gegenüber der Friedhofsverwaltung durch schriftliche Erklärung über-
nommen hat oder wer für die Gebührenschuld eines anderen kraft Gesetzes haftet. 

(3) Mehrere Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner. 

 

§ 3 - Entstehen der Gebührenpflicht 
 

(1) Bei Grabnutzungsgebühren entsteht die Gebührenschuld bereits mit der Begründung des Nut-

zungsrechtes für die gesamte Nutzungsdauer der Grabstätte oder bereits mit der Verlängerung des 
Nutzungsrechtes für den Zeitraum der gesamten Verlängerung der Grabstätte. 

(2) Bei sonstigen Benutzungsgebühren entsteht die Gebührenschuld mit der Inanspruchnahme der 

jeweiligen gebührenpflichtigen Leistung. 

(3) Bei Verwaltungsgebühren entsteht die Gebührenschuld mit der Vornahme der Verwaltungshand-

lung. 

 

§ 4 - Festsetzung und Fälligkeit 
 

(1) Die Heranziehung zu Gebühren erfolgt durch schriftlichen Bescheid. Die Gebühren sind innerhalb 
eines Monats nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides zu zahlen. 

(2) Die Friedhofsverwaltung kann die Benutzung des Friedhofes untersagen und Leistungen verwei-

gern, sofern ausstehende Gebühren nicht entrichtet worden sind oder eine entsprechende Sicherheit 

nicht geleistet ist. 

 

§ 5 – Säumniszuschläge, Kosten, Einziehung rückständiger Gebühren 
 

(1) Werden Gebühren nicht bis zum Ablauf des Fälligkeitstages entrichtet, so kann für jeden angefan-

genen Monat der Säumnis ein Säumniszuschlag von 1 % des abgerundeten rückständigen Gebühren-

betrages erhoben werden; abzurunden ist auf den nächsten durch 50,00 € teilbaren Betrag.  
(2) Für schriftliche Mahnungen sind die entstandenen Portokosten durch den Gebührenschuldner 

oder die Gebührenschuldnerin zu erstatten. 

(3) Rückständige Gebühren, Säumniszuschläge sowie Kosten nach Absatz 2 werden im Verwaltungs-

zwangsverfahren eingezogen. Die Kosten der Vollstreckung hat der Vollstreckungsschuldner oder die 

Vollstreckungsschuldnerin zu tragen. 
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§ 6 – Gebührentarif 
 

I. Gebühren für die Verleihung von Nutzungsrechten an Grabstätten: 
1. Neuerwerb einer Wahlgrabstätte - je Grabstelle - 
1.1. Sarg/Urne, für 30 Jahre: ------------------------------------------------------------ 450,00 € 

1.2. Kindersarg, für 20 Jahre: ----------------------------------------------------------- 270,00 € 

 

2. Verlängerung  - für jedes Jahr je Grabstelle - 
2.1. für eine Grabstätte gem. Ziffer 1.1.: ----------------------------------------------15,00 € 

2.2. für eine Grabstätte gem. Ziffer 1.2.: ----------------------------------------------13,50 € 

 

3. Überschreitet bei zusätzlicher Beisetzung einer Urne in einer bereits belegten Wahlgrabstätte  

 die neue Ruhezeit die bisherige Nutzungszeit, wird eine Gebühr nach vorstehenden Sätzen  

 unter Ziffer 2. für jedes Jahr der Anpassung an die neue Ruhezeit erhoben, bei mehrstelligen  

 Grabstätten für jede Stelle. 

 

4. Wiedererwerbe und Verlängerungen von Nutzungsrechten sind nur in vollen Kalenderjahren  
 und nur in den nach § 13 Abs. 7 der Friedhofsordnung vorgegebenen Zeitabschnitten mög- 

 lich. 

 
II. Gebühren für die Beisetzung: 
 
1. für das Ausheben und Schließen des Grabes 

1.1. für einen Sarg bei Verstorbenen ab 6. Lebensjahr: -------------------------- 300,00 € 

1.2. für einen Kindersarg: ---------------------------------------------------------------- 135,00 € 

1.3 für eine Urne: ---------------------------------------------------------------------------90,00 € 

 
2. für die Ausgrabung eines Sarges oder einer Urne erfolgt eine Abrechnung nach Umfang des  

 Aufwandes nach Abschnitt VI. 

 

III. Nutzungsgebühren: 
 

- entfällt –  

 

IV. Friedhofsunterhaltungsgebühr: 
 
pro Jahr je Grabstelle: ---------------------------------------------------------------------------22,50 € 
V. Sonstige Gebühren: 
1. Genehmigung zur Errichtung oder Änderung eines Grabmales 

 (inkl. jährl. Standsicherheitsprüfung):---------------------------------------------21,00 € 

2. Verwaltungstätigkeiten auf Antrag/Veranlassung durch Friedhofsnutzer 

 (z.B. Umschreibung des Nutzungsrechtes, Änderung einer bestehenden 

 Grabart, …):------------------------------------------------------------------------------10,00 € 

3. Abfallbeseitigung – je Beerdigung -:-----------------------------------------------13,00 € 

 

VI. - Zusätzliche Leistungen 
Für besondere oder zusätzliche Leistungen, die im Gebührentarif nicht vorgesehen sind, setzt der 
Kirchenvorstand die zu entrichtende Vergütung von Fall zu Fall nach dem tatsächlichen Aufwand fest. 

Zusätzlich kann der Kirchenvorstand die Erstattung von dadurch entstandenen Sachkosten und Aus-

lagen festsetzen. 
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§ 7 – Vorausleistungen 
Vorausleistungen auf die Friedhofsunterhaltungsgebühr – Ziffer IV – auf freiwilliger Basis werden als 

treuhänderische Hinterlegung behandelt und die entsprechende Grabstätte von der jeweiligen He-

bung ausgesetzt, solange dieses Treuhandkonto einen positiven Bestand aufweist.  

 

§ 8 - Schlussvorschriften 
(1) Diese Friedhofsgebührenordnung tritt nach ihrer Genehmigung am Tag nach der öffentlichen 

Bekanntmachung, jedoch frühestens am 01.12.2014 – hinsichtlich der Friedhofsunterhaltungsgebühr 

Ziffer IV frühestens am 01.01.2015 in Kraft. 
(2) Mit Inkrafttreten dieser Friedhofsgebührenordnung treten die bisherigen Bestimmungen über 

Friedhofsgebühren außer Kraft 

 

Ausfertigung und kirchenaufsichtliche Genehmigung: 

 

Die vorstehende Friedhofsgebührenordnung wurde beschlossen durch den Kirchenvorstand der Ev.-

luth. Kirchengemeinde in Ochtelbur am 30.10.2014. 

Sie wird hiermit ausgefertigt und gilt gemäß § 66 Abs. 7 der Kirchengemeindeordnung als kirchenauf-

sichtlich genehmigt. 

 
Für den Kirchenkreisvorstand des Ev.-luth. Kirchenkreises Aurich: 

 

Aurich, den 18.11.2014 

 

Ev.-luth. Kirchenamt in Aurich  
 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

Herausgeber: Landkreis Aurich, Fischteichweg 7 – 13 , 26603 Aurich 
Bezugspreis: Jährlich 51,- € inkl. Mehrwertsteuer und Portokosten. 

Einzelexemplar: 1,00 € inkl. Mehrwertsteuer und Portokosten. 

Redaktionsschluss jeweils Mittwoch, 13.00 Uhr für den Erscheinungstag Freitag der Woche. 

Manuskripte für die Bekanntmachung sind an das Kreistagsbüro des Landkreises Aurich, Fischteich-

weg 7 – 13, 26603 Aurich, Telefon (04941)16 1014 zu senden.  

Laufender Bezug des Amtsblattes nur durch den Landkreis Aurich. 


